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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
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Bonn, den 3. Dezember 1963 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu den Änderungen vom 
11. April 1962 des Internationalen Übereinkom- 
mens zur Verhütung der Verschmutzung der See 
durch öl, 1954, und zur Änderung des Gesetzes 
vom 21. März 1956 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußlassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. Die Schlußakte der Kon- 
ferenz der Vertragsregierungen des Internationalen Überein- 
kommens von 1954 und die Änderungen des Internationalen 
Übereinkommens von 1954 in englischer und französischer 
Sprache und in deutscher Übersetzung sowie eine Denkschrift 
hierzu sind beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 263. Sitzung am 29. November 1963 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der 
Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 
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Entwurf eines Gesetzes 

zu den Änderungen vom 11. April 1962 des Internationalen Übereinkommens 
zur Verhütung der Verschmutzung der See durch öl, 1954 
und zur Änderung des Gesetzes vom 21. März 1956 


I3er Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 

Artikel 1 

Der in London am 11. April 1962 von der Regie- 
rung der Bundesrepublik Deutschland Unterzeichne- 
ten Schlußakte der Konferenz der Vertragsregie- 
rungen des Internationalen Übereinkommens von 
19v54 zur Verhütung der Verschmutzung der See 
durch Öl mit den in ihrem Anhang enthaltenen 
Änderungen des Übereinkommens wird zugestimmt. 
Die Schlußakte wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Das Gesetz über das Internationale Übereinkom- 
men zur Verhütung der Verschmutzung der See 
durch öl, 1954, vom 21. März 1956 (Bundesgesetz- 
blatt II S. 379), geändert durch Gesetz vom 13, Sep- 
tember 1961 {Bundesgesetzbl. II S. 1595), wird wie 
folgt geändert: 

1. Artikel 2 wird aufgehoben, 

2. Artikel 3 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. über die Bedingungen, denen die Maßnah- 
men und technischen Vorkehrungen nach Ar- 
tikel VII des Übereinkommens zu genügen 
haben,". 

3. Artikel 3 Nr. 3 wird aufgehoben. 

4. Artikel 4 Satz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. die technischen Vorkehrungen zu überwachen, 
die nach Artikel VII des Übereinkommens 
und durch Rechtsverordnungen nach Artikel 3 
Nr. 2 vorgeschrieben sind." 

5. In Artikel 5 werden die Worte „Artikel IX 
Abs. 2" durch die Worte „Artikel IX Abs. 5" 
ersetzt. 

6. Artikel 6 wird wie folgt geändert; 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Mit Gefängnis bis zu 2 Jahren und mit 
Geldstrafe oder einer dieser Strafen wird be- 
straft, wer vorsätzlich 

1. gegen die Reinhaltungsvorschriften 
des Artikels III des Übereinkommens 
verstößt, 

2. seewärts des Anwendungsbei ciebs 
des Wasserhciushaltsgesetzes vom 
27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1 1 1 0) 
Küslenginvässer durch öl im Siime 
des Artikels I des Übereinkommens 
oder durch ölhaltige Gemische mit 
einem Ölgehalt von 0,1 vom Tau- 
send oder mehr, verschmutzt." 


b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Mit Geldstrafe wird bestraft, wer vor- 
sätzlich oder fahrlässig als Reeder oder Aus- 
rüster gegen die Vorschriften des Artikels VII 
Abs, 1 des Übereinkommens oder eine auf 
Grund des Artikels 3 Nr. 2 dieses Gesetzes 
erlassene Rechtsverordnung verstößt." 

Artikel 3 

(1) Mit Gefängnis bis zu 2 Jahren und mit Geld- 
strafe oder mit einer dieser Strafen wird bestraft, 
wer vorsätzlich seewärts des Anwendungsbereichs 
des Wasserhaushaltsgesetzes vom 27. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 1110) Küstengewässer durch öl 
im Sinne des Artikels I des Übereinkommens zur 
Verhütung der Verschmutzung der See durch öl, 
1954, oder durch ölhaltige Gemische mit einem Öl- 
gehalt von 0,1 vom Tausend oder mehr verschmutzt. 

(2) Mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer die in Absatz 1 be- 
zeichnete Tat fahrlässig begeht. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern 
das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
feststellt. 

Artikel 5 

Der Bundesminister für Verkehr kann den Wort- 
laut des Gesetzes über das Internationale Überein- 
kommen zur Verhütung der Verschmutzung der See 
durch öl, 1954, in der sich aus diesem Gesetz er- 
gebenden Fassung unter neuem Datum bekannt- 
geben und hierbei Unstimmigkeiten im Wortlaut 
beseitigen. 

Artikel 6 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des Ar- 
tikels 2 am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 
Artikel 2 wird an dem Tage wirksam, an dem die 
Änderungen des Übereinkommens für die Bundes- 
republik Deutschland in Kraft treten; gleichzeitig 
tritt Artikel 3 außer Kraft. 

(2) Der Tag, an dem die Änderungen des Über- 
einkommens nach seinem Artikel XVI Abs. 4 für die 
Bundesrepublik Deutschland in Kraft treten, ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

(3) Mit dem Inkrafttrclen der yknderungen tritt 
die Verordnung über eine Erweiterung der Verbots- 
zonen für das Ablassen von Öl vor der kanadischen 
Atlantikküste vom 15. Februar 1961 (Bundesgesetz- 
blatt II S. 73) außer Kraft. 
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Begründung 


Z Li A r t i k e 1 1 

Die Änderungen zu dem Übereinkommen bedürfen, 
da sie sich auf Gegenstände der Bundesgesetzge- 
bung beziehen, nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 GG 
der Zustimmung in der Form eines Bundesgesetzes. 
Die Zustimmung dos Bundesrates ist nach Artikel 
84 Abs. 1 GG erforderlich, V\^eil die Änderungen des 
Übereinkommens Vorschriften enthalten, die das 
Verwaltungsverfahren der Länder regeln. 

Durch die Ausführung des Gesetzes entstehen Bund, 
Ländern und Gemeinden keine neuen Kosten. 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 faßt die Änderungen zusammen, die sich 
für das Gesetz über das Internationale Übereinkom- 
men zur Verhütung der Verschmutzung der See 
durch öl, 1954, im Anschluß an die Änderungen des 
Übereinkommens ergeben. 

Zu Nummer 1 

Artikel 2 des Gesetzes ist angesichts des neu ge- 
faßten Artikels 11 des Übereinkommens, der aus- 
reichende Vorschriften über Kriegsschiffe und andere 
Staatsschiffe enthält, überholt. 

Zu Nummern 2 und 3 

Die für Artikel 3 Nr. 2 des Gesetzes vorgesehene 
neue Fassung verweist nunmehr ausdrücklich auf 
die im Artikel Vtl des Übereinkommens vorgesehe- 
nen Maßnahmen und technischen Vorkehrungen 
und stellt klar, daß die Rechtsverordnungen nicht 
die Maßnahmen selbst zu bestimmen, sondern ledig- 
lich die an sie zu stellenden Bedingungen festzu- 
h gen haben. Da hiermit auch der Wirkungsgrad von 
ölwassorscparatoren bestimmt werden kann, be- 
darf es der besonderen Ermächtigung des Artikel 3 
Nr. 3 nicht mehr; sie wird daher aufgehoben. 

Zu Nu m m e r n 4 u n d 5 

Die Änderungen in den Artikeln 4 und 5 haben 
lediglich redaktionelle Bedeutung. 

Zu Nummer 6 

Die neue Änderung der bereits mit Gesetz vom 
13. September 1961 (Bundesgesetzbl.il S. 1595) ge- 
änderten Fassung des Artikels 6 Abs. 1 ist erforder- 
lich, nachdem durch Urteil des Bundesverfassungs- 
gerichts vom 30. Oktober 1962 (Bundesgesetzbl. I 
S. 688) das Gesetz zur Reinhaltung der Bundes- 
wasserstraßen für nichtig erklärt worden ist. Nach 
dem geänderten Übereinkommen zur Verhütung 
der Verschmutzung der See durch öl beginnt sein 
Anwendungsbereich erst bei der Grundlinie, von 
der aus das Küstenmeer nach Maßgabe des Genfer 
Übereinkommens von 1958 über das Küstenmeer 
und die Anschlußzone bestimmt wird (vgl. Anlage A 
Abs. 1 des revidierten Übereinkommens). Hingegen 
gilt das Wasserhaushaltsgesetz vom 27. vJuli 1957 
nach seinem § 1 nur für Gewässer, die ständig oder 
zeitweilig in Betten fließen oder stechen oder aus 


Quellen wild abfließen. Spätestens mit dem Inkraft- 
treten des revidierten Übereinkommens würden 
demnach z. B. die Wasserflächen zwischen der deut- 
schen Nordseeküste und den vorgelagerten ost- und 
nordfriesischen Inseln gegen Verschmutzungen nicht 
geschützt sein. Das gleiche gilt möglicherweise für 
Meeresbuchten, bei denen es zweifelhaft ist, ob ihr 
Untergrund und die Ufer als Betten im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 des Wasserhaushaltsgesetzes ange- 
sprochen werden können. Die auftretende Lücke 
muß unverzüglich geschlossen werden. 

Die Änderung des Artikels 6 Abs. 3 hat lediglich 
redaktionelle Bedeutung. 

Zu Artikel 3 

Aus den zu Artikel 2 Nr. 6 näher dargelegten Grün- 
den ist es erforderlich sicherzustellen, daß die Ölver- 
schmutzung von Küstengewmssern seewärts des 
Anwendungsbereiches des Wasserhaushallsgesetzes 
bereits vor dem Inkrafttreten des neuen Artikels 6 
Abs. 1 Nr. 2 strafbewehrt wird. Würde eine ent- 
sprechende Straivorschrift (Artikel 2 Nr. 6) erst mit 
den Änderungen des Übereinkommens in Kraft 
treten, dann bestände bis dahin die Gefahr, daß 
die Ölverschmutzung küstennaher Wasserflächen 
strafrechtlich nicht geahndet werden könnte. Die 
Strafvorschrift des Artikels 3, die beim Inkrafttreten 
des Artikels 2 Nr. 6 wieder außer Kraft treten kann 
(vgl. dazu Artikel 6 Abs. 1), beseitigt diese Gefahr. 

Zu Artikel 4 

Artikel 4 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 5 

Sowohl der Wortlaut dos Übereinkommens als auch 
der W'ortlaut des Zustimmungsgesetzes sind durch 
die Änderungen unübersichtlich geworden, so daß 
sich eine Neubekanntmachung empfiehlt. Der Ar- 
tikel 5 gibt dem Bundesminister für Verkehr eine 
entsprechende Ermächtigung. 

Zu Artikel 6 

Die Regelungen des Artikels 2, insbesondere der 
Nummer 6, beruhen auf den 1962 beschlossenen 
Änderungen des Übereinkommens. Sie können aus 
Rechtsgründen erst zu dem Zeitpunkt wirksam 
werden, in dem diese Änderungen völkerrechtlich 
in Kraft treten. 

Artikel 3 stellt dagegen eine autonome innerstaat- 
liche Rechtsnorm dar, die für den Zeitraum bis zum 
Inkrafttreten des Artikels 2 Nr. 6 den lückenlosen 
strafrechtlichen Schutz der Küstengewässer gegen 
Ölverschmutzungen gewährleisten soll. Artikel 3 
kann daher mit dem Wirksamwerden des Artikels 2 
wieder außer Kraft treten. 

Die in Absatz 3 genannte Verordnung ist wegen 
der im Anhang A des Übereinkommens enthaltenen 
Erweiterung der Verbotszone vor der kanadischen 
Küste entbehrlich. Sie wird daher aufgehoben wer- 
den, sobald die Änderungen des Übereinkommens 
in Kraft treten. 
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Schlußakte 

der Konferenz der Vertragsregierungen 
des Internationalen Übereinkommens von 1954 
zur Verhütung der Verschmutzung der See durch öl 

Final Act 

of the Conference of Contracting Governments 
to the International Convention for the Prevention 
of Pollution of the Sea by Oil, 1954 

Acte final 

de la Conference des gouvernements parties 
a la Convention Internationale pour la prevention 
de la pollution des eaux de la mer par les hydrocarbures de 1954 


London, 11. April 1962 

1. Upon the request of the Govern- 
ments of Denmark, Ireland, the Nether- 
lands, Sweden, the United Kingdom 
of Great Britain and Northern Ireland 
and the United States of America, 
being parties to the International 
Convention for the Prevention of Pol- 
lution of the Sea by Oil, 1954, a Con- 
ference was convened at London from 
4 April to 11 April 1962, in accordance 
with the provisions of paragraph (3) 
of Article XVI of the said Convention, 
for the purpose of considering and 
adopting amendments to the Conven- 
tion. 

2. The Governments of the following 
countries accredited Representatives 
to the Conference: 

Belgium 

Canada 

Denmark 

Finland 

France 

Federal Republic of Germany 

Ireland 

Kuwait 

Netherlands 

Norway 

Poland 

Sweden 

United Kingdom of Great Britain 
and Northern Ireland 
United States of America, 

3. The Governments of the foliow- 
ing countries, having accepted the 
Convention but ' in respect of which 
the Convention has not yet come into 
force, had Observers at the Confer- 
ence: 

Iceland 

Liberia. 

4. Admiral Alfred C. Richmond (Unit- 
ed States of America) was elected 
President of the Conference, and 


Londres, le 11 avril 1962 

1. A la demande des Gouverne- 
ments du Dänemark, des Etats-Unis 
d'Amerique, de ITrlande, des Pays- 
Bas, du Royaume-Uni de Grande-Bre- 
tagne et d'lrlande du Nord et de la 
Suede, parties a la Convention inter- 
nationale pour la prevention de la 
pollution des eaux de la mer par les 
hydrocarbures de 1954, une Confe- 
rence a ete convoquee ä Londres, du 
4 avril au 11 avril 1962, conformement 
aux dispositions du paragraphe 3) de 
l'article XVI de ladite Convention afin 
d’examiner et d'adopter des amende- 
menis ä la Convention. 

2. Les Gouvernements des pays ci- 
apres ont delegue des representants 
accredites a la Conference: 

Belgique 

Canada 

Dänemark 

Etats-Unis d'Amerique 

Finlande 

France 

Irlande 

Ko weit 

Norvege 

Pays-Bas 

Pologne 

Republique federale d'Allemagne 
Royaume-Uni de Grande-Brelagne 
et d’lrlande du Nord 
Suede. 

3. Les Gouvernements des pays ci- 
apres ayant ratifie la Convention, qui 
pour eux n'est pas encore entree en 
vigueur, ont envoye des observateurs 
ä la Conference: 

Islande 

Liberia. 

4. L'amiral Alfred C. Richmond 
(Etats-Unis d'Amerique) a ete elu Pre- 
sident de la Conference et le capitaine 


(Übersetzung) 

London, 11. April 1962 

1. Auf Antrag der Regierungen Dä- 
nemarks, Irlands, der Niederlande, 
Schwedens, des Vereinigten König- 
reichs Großbritannien und Nordirland 
und der Vereinigten Staaten von 
Amerika als Vertragsparteien des In- 
ternationalen Übereinkommens von 
1954 zur Verhütung der Verschmutzung 
der See durch öl wurde für die Zeit 
vom 4. bis 11. April 1962 eine Kon- 
ferenz gemäß Artikel XVI Absatz 3 
des genannten Übereinkommens nach 
London einberufen, um Änderungsvor- 
schläge zu dem Übereinkommen zu 
prüfen und anzunehmen. 

2. Die Regierungen folgender Staa- 
ten haben Vertreter zu der Konferenz 
entsandt: 

Belgien 

Dänemark 

Bundesrepublik Deutschland 

Finnland 

Frankreich 

Irland 

Kanada 

Kuwait 

Niederlande 

Norwegen 

Polen 

Schweden 

Vereinigtes Königreich Großbritan- 
nien und Nordirland 
Vereinigte Staaten von Amerika. 

3. Die Regierungen folgender Staa- 
ten, die das Übereinkommen ange- 
nommen haben, ohne daß es für sie 
bisher in Kraft getreten ist, waren auf 
der Konferenz durch Beobachter ver- 
treten; 

Island 

Liberia. 

4. Admiral Alfred C. Richmond (Ver- 
einigte Staaten von Amerika) wurde 
zum Präsidenten, Kapitän Neuberth 
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Captain Neuberth Wie (Norway) 
Vice-President. The Secretariat of the 
Conference was provided by the Inter- 
Governmental Maritime Consultative 
Organization under the direction of 
Mr. William Graham, Acting Secre- 
tary-General. 

5. A Committee on Credentials was 
constituted under the Chairmanship 
of Baron de Gerladie de Gomery 
(Belgiiim) and reported on the cre- 
dentials of Delegates of the Contract- 
ing Governments represented. 

6. The Conference considered amend- 
nients proposed by Contracting Gov- 
ernments and related to the provisions 
of Articles I, II, III, IV, V, VI, VII, 
Vllb IX, X, XIV, XVI and XVIII and 
to Annexes A and B of the Interna- 
tional Convention for the Prevention 
of Pollution of the Sea by Oil, 1954. 


7. The Conference duly adopted 
each of the amendments to the Con- 
vention and requested the Inter-Gov- 
ernmental Maritime Consultative Or- 
ganization, in accordance with the 
provisions of Article XVI paragraph (3) 
of the Convention, to communicate 
the amendments to the Contracting 
Governments for their acceptance. 
The amendments are annexed to tliis 
Final Act. 

8. The Conference agreed to re- 
commend to the Contracting Govern- 
ments that the above-mentioned 
amendments should be accepted by 
Contracting Governments at the ear- 
liest practicable date. 

9. The Conference further agreed 
forthwith to inform the International 
Conference on Prevention of Pullution 
of the Sea by Oil, 1962, of the deci- 
sions which had been reached. 


IN WITNESS WHEREOF the De- 
legates have signed this Final Act. 

DONE AT LONDON this eleventh 
day of April one thousand nine 
hundred and sixty-two in a single 
copy in the English and French lan- 
guages, both texts being equally 
authentic. The original texts will be 
deposited in the archives of the Sec- 
retariat of the Inter-Governmental 
Maritime Consultative Organization 
which will send certified copies of 
this Final Act to each of the Govern- 
ments invited to be represented at 
this Conference. 


Neuberth Wie (Norvege), Vice-presi- 
dent. Le secretariat de la Conference 
a ete fourni par l'Organisation inter- 
gouvernementale consultative de la 
navigation maritime, sous la direction 
de M. William Graham, Secretaire 
general par interim. 

5. Une Commission de verification 
des pouvoirs a ete constituee sous la 
presidence du Baron de Gerlache de 
Gomery (Belgique). Cette Commission 
a fait son rapport sur les pouvoirs des 
delegues des Gouvernements contrac- 
tants representes. 

6. La Conference a examine des 
projets d'amendement soumis par les 
Gouvernements contractants et visant 
les dispositions des articles I, II, III, 
IV, V, VI, VII, VIII, IX, X, XIV, XVI 
et XVIII, ainsi que les annexes A et 
B de la Convention internationale 
pour la prevention de la pollution des 
eaux de la mer par les hydrocarbures 
de 1954. 

7. La Conference a adopte chacun 
des amendements ä la Convention et 
a demande a l'Organisation intergou- 
vernementale consultative de la navi- 
gation maritime, conformement aux 
dispositions de l'article XVI, para- 
graphe 3) de la Convention, de com- 
muniquer lesdits amendements aux 
Gouvernements contractants pour ac- 
ceptation. Les amendements font l'ob- 
jet de l’annexe du present Acte final. 

8. La Conference est convenue de 
recommander aux Gouvernements 
contractants d'accepter les amende- 
ments susmentionnes dans les meil- 
leurs delais. 

9. La Conference est convenue en 
outre d'informer immediatement la 
Conference internationale sur la pre- 
vention de la pollution des eaux de la 
mer par les hydrocarbures de 1962, 
des decisions auxquelles eile est arri- 
vee. 

EN FOI DE QUOI, les delegues ont 
signe le present Acte final. 

FAIT A LONDRES, ce onzieme jour 
d’avril mil neuf Cent soixante-deux 
en un seul exemplaire en anglais et 
en francais, les deux textes faisant 
egalement foi. Les textes originaux 
seront deposes aux archives du Secre- 
tariat de l'Organisation intergouverne- 
mentale consultative de la navigation 
maritime qui fera parvenir des exem- 
plaires certifies conformes du present 
Acte final ä chacun des Gouvernments 
qui ont ete invites ä se faire repre- 
senter ä la presente Conference. 


Wie (Norwegen) zum Vizepräsidenten 
der Konferenz gewählt. Das Sekre- 
tariat der Konferenz wurde von der 
Zwischenstaatlichen Beratenden See- 
schiffahrts-Organisation gestellt und 
unterstand dem geschäftsführenden Ge- 
neralsekretär, Herrn William Graham. 

5. Unter dem Vorsitz von Baron 
de Gerlache de Gomery (Belgien) 
wurde ein Vollmachtenprüfungsaus- 
schuß gebildet; er berichtete über die 
Vollmachten der Delegierten der ver- 
tretenen Vertragsregierungen. 

6. Die Konferenz prüfte von den 
Vertragsregierungen vorgeschlagene 
Änderungen der Artikel I, II, III, IV, 
V, VI, VII, VIII, IX, X, XIV, XVI und 
XVIII und der Anlagen A und B des 
Internationalen Übereinkommens von 
1954 zur Verhütung der Verschmut- 
zung der See durch Öl. 


7. Die Konferenz nahm alle Ände- 
rungen des Übereinkommens ord- 
nungsgemäß an und ersuchte die Zwi- 
schenstaatliche Beratende Seeschiff- 
fahrts-Organisation gemäß Artikel XVI 
Absatz 3 des Übereinkommens, diese 
Änderungen den Vertragsregierungen 
zur Annahme vorzulegen. Die Ände- 
rungen sind dieser Sdilußakte bei- 
gefügt. 

8. Die Konferenz kam überein, den 
Vertragsregierungen zu empfehlen, die 
obenerwähnten Änderungen so bald 
wie möglich anzunehmen. 


9. Die Konferenz kam ferner über- 
ein, die Internationale Konferenz von 
1962 über die Verhütung der Ver- 
schmutzung der See durch öl unver- 
züglich von den gefaßten Beschlüssen 
zu unterrichten. 


ZU URKUND DESSEN haben die 
Delegierten diese Schlußakte unter- 
schrieben. 

GESCHEHEN zu London am 11. April 
1962 in einer Urschrift in englischer 
und französischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich 
ist. Die Urschrift wird im Archiv des 
Sekretariats der Zwischenstaatlichen 
Beratenden Seeschiffahrts-Organisation 
hinterlegt; diese übermittelt allen Re- 
gierungen, die eingeladen wurden, sich 
auf dieser Konferenz vertreten zu 
lassen, beglaubigte Abschriften dieser 
Schlußakte. 

Alfred C. Richmond 
Präsident 

W. Graham 

Geschäftsführender Generalsekretär 


Alfred C. Richmond 

President President 

W. Graham 

Acting Secretary-General Secretaire general par interim 
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For the 

GOVERNMENT OF BELGIÜM: 


For the 

GOVERNMENT OF CANADA: 


For the 

GOVERNMENT OF DENMARK: 


For the 

GOVERNMENT OF FINLAND; 


For the 

GOVERNMENT OF FRANCE: 


For the 

GOVERNMENT OF THE 
FEDERAL REPUBLIC OF GERMANY: 


For the 

GOVERxNMENT OF IRELAND: 


For the 

GOVERNMENT OF KUWAIT: 


For the GOVERNMENT OF THE 

net;herlands: 


For the 

GOVERNMENT OF NORWAY: 


For the 

GOVERNMENT OF POLAND: 


For the 

GOVERNMENT OF SWEDEN: 


Pour le Für die 

GOUVERNEMENT DE LA BELGIQUE: REGIERUNG VON BELGIEN: 

R. Vancraeynest 
P. de Gcriache de Gomery 
J. van Lee uw 

Pour le Für die 

GOUVERNEMENT DU CANADA: REGIERUNG VON KANADA: 

Alan C Li m y n 
K. C. A n g u s 
C, K. K e n n c d y 

Pour le Für die 

GOUVERNEMENT DU DÄNEMARK: REGIERUNG VON DÄNEMARK: 

H. J u u I 

Sven Lunddahl 


Pour le Für die 

GOUVERxNExMENT DU FINLANDE: REGIERUNG VON FINNLAND: 

Allan R e 1 a n d c r 


Pour le 

GOUVERNEMENT 
DE LA RFPUBLIQUE FRANgAISE: 
G. Gran d V a 1 
J. R o u 1 1 i e r 


Für die 

REGIERUNG VON FRANKREICH; 


Pour le GOUVERNEMENT Für die 

DE LA RFPUBLIQUE FEDERALE REGIERUxNG DER BUNDESREPUBMK 
D’ ALLEMAGNE : DEUTSCHLAND : 

K. Schubert 


Pour le Für die 

GOUVERNEMENT DE L'IRELANDE: REGIERUNG VON IRLAND: 

M. A. H a y es 
Kevin M a ng a n 


Pour le 

GOUVERNEMENT DE KOWEIT: 
Hamad Ahmad B a h a r 


Für die 

REGIERUNG VON KUWAIT; 


Pour le Für die 

GOUVERNEMENT DES PAYS-BAS: REGIERUNG DER NIEDERLANDE; 

J. Metz 

K. M. T h o m s o n 


Pour le Für die 

GOUVERNEMENT DE LA NORVfiGE; REGIERUNG VON NORWEGEN: 
Neuberth Wie 


Pour le Für die 

GOUVERxNEMENT DE LA POLOGNE: REGIERUNG VON POLEN: 

W. W i s n i e V/ s k i 


Pour le Für die 

GOVERNEMENT DE LA SUEDE: REGIERUNG VON SCHWEDEN: 

Gunnar H ä g g 1 ö f 
G. Lindencrona 
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For the 

GOVERNMENT OF THE UNITED 
KINGDOM OF GREAT BRITAIN 
AND NORTHERN IRELAND: 


For the GOVERNMENT OF THE 
UNITED STATES OF AMERICA: 


ANNEX 

The following are the anieadments 
to the International Convention for 
the Prevention of Pollution of the 3ea 
by Oil, 1954: 

1. The cxisting text of Article I of 
the Convention is rcplaced by Lhc 
following: 

Article I 

(1) For the purposes of the pres- 
ent Convention, the following ex- 
pressions shall (unless the cfaitext 
otherwise requires) have the mean- 
ings hereby respectively assigned 
to them, that is to say: 

'The Bureau" has the meaning 
assigned to it by Article XXI; 

"Discharge" in relation to oil or 
to oily mixture means any dis- 
charge or escape howsoever 
caused; 

"Heavy diesel oil" means marine 
diesel oil, other than those dis- 
tillates of which more than 50 per 
Cent by volume distils at a tem- 
perature not exceeding 340^ C. 
when tested by A.S.T.M. Stand- 
ard Method D. 86/59; 

"Mile" means a nautical mile of 
6,080 feet or 1,852 metres; 

"Oil" means crude oil, fuel oil, 
heavy diesel oil and lubricating 
oil, and "olly" shall be construed 
accordingly; 

"Oily mixture" means a nnxture 
with an oil content of 100 parts 
or more in 1,000,000 parts of the 
mixture; 


Pour le 

GOVERNEMENT DU ROYAUME-UNI 
DE GRANDE-BRETAGNE 
ET D’IRLANDE DU NORD: 

D. C. Hasel grove 
H. Gill ende r 
F. C. Hampden 

Pour le GOUVERNEMENT DES 
ETATS-UNIS D'AMERIQUE: 
Alfred C. Richmond 
John W. Manji 


ANNEXE 

On trouvera ci-apres les amende- 
ments a la Convention internationale 
pour la prevention de la pollution des 
eaux de la mer par les hydrocarbures 
de 1954: 

1. Le texte actuel de l'article I de la 
Convention est remplace par le 
texte suivant: 

Article I 

1) Aux fins de la presente Con- 
vention, les expressions suivantes, 
SOUS reserve de tout autre sens 
commandc par le contexte, ont les 
significations ci-apres; 

«Le Bureau» est pris au sens qui 
lui est attribue par l'article XXI; 
II faut entendre par; 

«rejet»: lorsqu'il s’agit d'hydro- 
carbures ou d'un melange d'hy- 
drocarbures, tout deversement 
ou fuite, quelle qu'en soit la 
cause; 

« huile diesel lourde»: l'huile die- 
sel employee par des navires, 
dont la distillation a une tempe- 
rature n'excedant pas 340° C., 
lorsque soumise ä l’epreuve de 
la methode Standard A.S.T.M., 
D. 86/59, reduit le volume de 50 
pour Cent au plus; 

«mille»; le mille marin de 1.852 
metres, soit 6.080 pieds; 

« hydrocarbure »: le petrole brut, 
le fuel-oil, l'huile diesel lourde 
et l'huile de graissage; en an- 
glais l'adjectif «oily» sera in- 
terprete en consequence; 
«melange d'hydrocarbures »: tout 
melange dont la teneur en hy- 
drocarbures est egale ou supe- 
rieure ä 100 parties d'hydrocar- 
bures pour 1,000.000 de parties 
de melange; 


Für die 

REGIERUNG DES VEREINIGTEN 
KÖNIGREICHS GROSSBRITANNIEN 
UND NORDIRLAND: 


Für die 

REGIERUNG DER VEREINIGTEN 
STAATEN VON AMERIKA: 


ANLAGE 

Die Änderungen des Internationalen 
Übereinkommens von 1954 zur Ver- 
hütung der Verschmutzung der See 
durch Öl lauten wie folgt: 

1. Der bislierige Wortlaut des Ar- 
tikels I des Übereinkommens wird 
durch nachstehenden Wortlaut er- 
setzt: 

Artikel I 

(1) Im Sinne dieses Übereinkom- 
mens haben die nachstehenden 
Ausdrücke (soweit der Zusammen- 
hang nichts anderes erfordert) 
folgende Bedeutung; 

„Das Büro" hat die in Artikel XXI 
festgelegte Bedeutung; 

„ablassen" in bezug auf öl oder 
ölhaltige Gemische bedeutet je- 
des Ablassen oder Ausfließen 
ohne Rücksicht auf seine Ur- 
sache; 

„schweres Dieselöl" bedeutet 
Schiffsdieselöl mit Ausnahme 
solcher Destillate, bei denen bei 
der Untersuchung nach der 
A.S.T.M. - Standard - Methode 
D. 86/59 mehr als 50 Volumen-Vo 
unterhalb 340° C destillieren; 

„Meile" bedeutet eine Seemeile 
von 1852 Metern oder 6080 Fuß; 
„Ol" bedeutet Rohöl, Heizöl, 
schweres Dieselöl und Schmier- 
öl; der Begriff „ölhaltig" ist ent- 
sprechend auszulegen; 

„ölhaltiges Gemisch" bedeutet ein 
Gemisch, das auf 1.000.000 Teile 
100 oder mehr Teile öl enthält; 
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"Organization" means the Inter- 
Governmental Maritime Consul- 
tative Organization? 

"Ship" means any sea-going vessel 
of any type whatsoever, includ- 
ing floating craft, whether self- 
propelled or towed by another 
vessel, making a sea voyage? 
and 

"tanker" means a ship in 
which the greater part of the 
cargo space is constructed or 
adapted for the carriage of 
liquid cargoes in bulk and which 
is not, for the time being, car- 
rying a cargo other than oil in 
that part of its cargo space. 


(2) For the purposes of the pres- 
ent Convention, the territories of 
a Contracting Government mean 
the territory of the country of 
which it is the Government and 
any other territory for the interna- 
tional relations of which it is re- 
sponsible and to which the Con- 
vention shall have been extended 
under Article XVIII. 

2. The existing text of Article II oi 
the Convention is replaced by the 
following: 

Article II 

(1) The present Convention shall 
apply to ships registered in any of 
the territories of a Contracting 
Government and to unregistered 
ships having the nationality of a 
Contracting Party, except; 


(a) tankers of under 150 tons 
gross tonnage and other 
ships of under 500 tons 
gross tonnage, provided 
that euch Contracting 
Government will take 
the necessary steps, so 
far as is reasonable and 
practicable, to apply the 
requirements of the Con- 
vention to such ships 
also, having regard to 
their size, Service and 
the type of fuel used for 
their propulsion; 


(b) ships for the time being 
engaged in the whaling 
industry when actually 
employed on whaling 
operations; 

(c) ships for the time being 
navigating the Great 
Lakes of North America 
and their connecting and 


«Organisation»: l'Organisation in- 
tergouvernementale consultative 
de la navigation maritime? 
«navires»: tous bätiments de mer, 
quels qu'ils soient, y compris les 
engins flottnnts effectuant une 
navigation maritime soit par 
leurs propres moyens, soit a la 
remorquc d'un autre navire? et 
« navires-citernes »: tous navires 
dans lesquels la plus grande par- 
tie de l’espace reserve a la car- 
gaison est construit ou adapte 
en vue du transport de liquides 
en vrac, et qui au nioment con- 
sidere ne transportent pas d'au- 
tre cargaison que des hydrocar- 
bures dans cette partie de l'es- 
pace reserve ä la cargaison. 

2) Aux fins de la presente Con- 
vention, les territoires d'un Gou- 
vernement contractant compren- 
nent le territoire du pays de ce 
Gouvernement, ainsi que tout 
autre territoire dont les relations 
internationales relevent de la res- 
ponsabiüte de ce Gouvernement 
et auquel la Convention aura ete 
etendue en application de l’article 
XVIII. 

2. Le texte actuel de l'article II de la 
Convention est remplace par le 
texte suivant: 

Article II 

1) La presente Convention s’ap- 
plique aux navires immatricules 
dans un territoire d'un Gouverne- 
ment contractant et aux navires 
non immatricules ayant la natio- 
nalite de cette Partie, ä l'excep- 
tion; 

a) des navires-citernes dont 
la jauge brüte est inferi- 
eure a 150 tonneaux et des 
navires, autres que les na- 
vires-citernes, dont la jau- 
ge brüte est inferieure a 
500 tonneaux, etant enten- 
du que chaque Gouverne- 
ment contractant fera le 
necessaire pour appliquer 
aussi les prescriptions de 
la Convention a ces navi- 
res dans la mcsure oü cela 
est raisonnable et possible, 
compte tenu de leurs di- 
miensions, de leur utilisa- 
tion et du type de combus- 
tible utilise pour leur pro- 
pulsion; 

b) des navires utilises par 
l'industrie de la peche a la 
baieine lorsqu'ils sont ef- 
fectiveinent en Operation 
de peche; 

c) de tout navire navigant 
sur les Grands Lacs d'A- 
merique du Nord et les 
eaux qui les relient entre 


„Organisation" bedeutet die „Zwi- 
schenstaatliche Beratende See- 
schiffahrts-Organisation" ; 

„Schiff" bedeutet ein auf einer See- 
reise befindliches Seeschiff je- 
der Art einschließlich jedes Fahr- 
zeugs, das Eigenantrieb hat oder 
von einem anderen Schiff ge- 
schleppt wird; 

,, Tankschiff" bedeutet ein Schiff, 
in dem der größere Teil des 
Laderaums für die Beförderung 
flüssiger Bulkladungen gebaut 
oder hergerichtet ist, wenn es 
keine andere Ladung als Öl in 
diesem Teil seines Laderaums 
befördert. 


(2) Im Sinne dieses Übereinkom- 
mens gelten als Hoheitsgebiete 
einer Vertragsregierung das Ho- 
heitsgebiet des Staates, dessen Re- 
gierung sie ist, sowie jedes andere 
Hoheitsgebiet, für dessen inter- 
nationale Beziehungen sie verant- 
wortlich ist, und auf welches das 
Übereinkommen nach Artikel XVIII 
erstreckt wird. 

2. Der bisherige Wortlaut des Ar- 
tikels II wird durch nachstehenden 
Wortlaut ersetzt: 

Artikel II 

(1) Dieses Übereinkommen findet 
auf Schiffe Anwendung, die im 
Hoheitsgebiet einer Vertragsregie- 
rung registriert sind, und auf 
nichtregistrierte Schiffe, welche 
die Staatszugehörigkeit einer Ver- 
tragspartei haben; ausgenommen 
sind: 

a) Tankschiffe von weniger 
als 150 Bruttoregister- 
tonnen und andere Schiffe 
von weniger als 500 Brut- 
toregistertonnen, jedoch 
mit der Maßgabe, daß 
jede Vertragsregierung, 
soweit zweckmäßig und 
durchführbar, dafür Sorge 
trägt, daß das Überein- 
kommen auch auf diese 
Schiffe Anwendung findet, 
wobei ihre Größe, ihr 
Verwendungszweck und 
der für ihren Antrieb be- 
nutzte Treibstoff zu be- 
rücksichtigen sind; 


b) Schiffe, die dem Walfang 
dienen, wenn sie tatsäch- 
lich hierfür eingesetzt 
sind; 

c) Schiffe, die auf den 
Großen Seen Nordameri- 
kas und deren Verbin- 
dungs- und Nebengewäs- 
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tributary waters as far 
east as the lower exit of 
St. Lambert Lock at Mont- 
real in the Province of 
Quebec, Canada; 


(d) naval ships and ships for 
the time being used as 
naval auxiliaries. 


(2) Each Contracting Govern- 
ment undertakes to adopt appro- 
priate ineasures ensuring that re- 
quirements cquivalent to those of 
the present Convention are, so far 
as is reasonable and practicable, 
applied to the ships referred to in 
sub-paragraph (d) of paragraph (1) 
of this Article. 

3. The existing text of Article III of 
the Convention is repiaced by the 
following: 

Article III 

Subject to the provisions of Ar- 
ticles IV and V: 

(a) the discharge from a tanker 
to which the present Con- 
vention applies within any 
of the prohibited zones re- 
ferred to in Annex A to the 
Convention, of oil or oiiy 
mixture shall be prohibited; 


(b) the discharge from a ship to 
which the present Conven- 
tion applies, other than a 
tanker, of oil or oiiy mixture 
shall be made as far as 
practicable from land. As 
from a date three years after 
that on which the Conven- 
tion comes into force for the 
relevant territory in respect 
of the ship in accordance 
with Paragraph (1) of Arti- 
cie II, sub-paragraph (a) of 
this Article shall apply to a 
ship other than a tanker, ex- 
cept that the discharge of oil 
or of oiiy mixture from such 
a ship shall not be prohib- 
ited when the ship is pro- 
ceeding to a port not pro- 
vided with such facilities for 
ships other than tankers as 
are referred to in Article VIII; 


(c) tlie discharge from a ship of 
20,000 tons gross tonnage or 
more, to which the present 
Convention applies and for 
which the building contract 
is placed on or after the date 
on which this provision 


eux ou en sont ributaires 
et qui s'etendent a l'est 
jusqu’au debouche aval de 
l'ecluse St-Lambert ä Mon- 
treal, province de Quebec, 
Canada, pendant la duree 
de cette navigation; 

d) des navires de guerre et 
des navires employes com- 
me navires auxiiiaires de 
la Marine pendant la du- 
ree de ce Service, 

2) Les Gouvernements contrac- 
tants s'engagcnt ä adopter les me- 
sures appropriees pour que des 
prescriptions äquivalentes ä celles 
de la Convention soient appli- 
quees aux navires vises a Talinea 
d) ci-dessus dans la mesure oü 
cela est possibie et raisonnable. 

3. Le texte actuel de l'article Hl de 
la Convention est remplace par le 
texte suivant: 

Article in 

Sous reserve des clispositions 
des articles IV et V ci-apres: 

a) il sera interdit a tout navire- 
citerne auquel la presente 
Convention s'applic[ue, de re- 
jeter des hydrocarbures ou 
meianges d'hydrocarbures 
dans les limites de l’une 
quelconque des zones d’inter- 
diction prevues ä l'annexe 
A de la Convention; 

b) tout navire auquel la Con- 
vention s'applique et autre 
qu'un navire-citerne rcjettera 
aussi loin de terre que pos- 
sibie les hydrocarbures et les 
meianges d'hydrocarbures. A 
l'expiration d'un delai de 
trois ans suivant la date ä 
laquelie la Convention en- 
trera en vigueur pour un ter- 
ritoire, le paragraphe a) du 
present article s'appliquera 
egalement aux navires, au- 
tres que les navires-citernes, 
qui relevent de ce territoire, 
conformement ä l'article II 
paragraphe 1) ci-dessus, etant 
entendu que le rejet d’hydro- 
carbures ou de meianges 
d'hydrocarbures ne sera pas 
interdit iorsque de teis navi- 
res auront pour destination 
un port qui ne sera pas pour- 
vu des installations prevues 
d rarticle VHI ci-apres pour 
les navires autres que les 
navires-citernes ; 

c) le rejet d’hydrocarbures ou 
de meianges d'hydrocarbures 
sera interdit a tout navire 
auquel la Convention s’appli- 
que, d'une jauge brüte egale 
ou supcrieure ä 20,000 ton- 
neaux et dont ic contrat de 


sern östlich bis zum un- 
teren Ausgang der St. 
Lambert - Schleuse bei 
Montreal in der Provinz 
Quebec, Kanada, verkeh- 
ren und dort tatsächlich 
eingesetzt sind; 

d) Kriegsschiffe und Schiffe, 
die als Hilfsschiffe im 
Dienst der Seestreitkräfte 
eingesetzt sind. 

(2) Jede Vertragsregierung ver- 
pflichtet sich, geeignete Maßnah- 
men zu treffen, um sicherzustellen, 
daß, soweit zweckmäßig und durch- 
führbar, auf die in Absatz 1 Buch- 
stabe d bezeichneten Schiffe Vor- 
schriften angewendet werden, die 
denjenigen dieses Übereinkommens 
gleichwertig sind. 

3. Der bisherige Wortlaut des Ar- 
tikels III wird durch nachstehenden 
Wortlaut ersetzt: 

Artikel III 

Vorbehaltlich der Artikel IV 
und V 

a) ist es Tankschiffen, auf welche 
dieses Übereinkommen An- 
wendung findet, verboten, in- 
nerhalb der in Anlage A des 
Übereinkommens aufgeführ- 
ten Verbotszonen öl oder 
ölhaltige Gemische abzu- 
lassen; 

b) dürfen andere Schiffe als 
Tankschiffe, auf welche die- 
ses Übereinkommen Anwen- 
dung findet, Öl oder ölhaltige 
Gemische nur in möglichst 
weiter Entfernung von der 
Küste ablassen. Nach Ablauf 
von drei Jahren, nachdem das 
Übereinkommen in bezug auf 
das für ein Schiff gemäß Ar- 
tikel II Abs. 1 zuständige 
Hoheitsgebiet in Kraft ge- 
treten ist, findet Buchstabe a 
auch auf andere Schiffe als 
Tankschiffe Anwendung, je- 
doch mit der Maßgabe, daß 
das Ablassen von öl oder öl- 
haltigen Gemischen von sol- 
chen Schiffen nicht verboten 
ist, wenn das Schiff sich auf 
der Reise nach einem Hafen 
befindet, der nicht mit den in 
Artikel VllI genannten An- 
lagen für andere Schiffe als 
Tankschiffe ausgestattet ist; 


cj ist das Ablassen von öl oder 
ölhaltigen Gemischen für 
Schiffe von 20 000 und mehr 
Bruttoregistertonnen, auf 
welche dieses Übereinkom- 
men Anwendung findet und 
für die der Bauauftrag an 


10 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 1 703 


comes into force, of oil or 
oily mixture shall be pro- 
hibited. However, if, in the 
opinion of the master, spe- 
cial circumstances make it 
neither reasonable nor prac- 
ticable to retain the oil or 
oily mixture on board, it 
may be discharged outside 
the prohibited zones referred 
to in Annex A to the Con- 
vention. The reasons for such 
discharge shall be reported 
to the Contracting Govern- 
ment of the relevant terri- 
tory in respect of the ship 
in accordance with para- 
graph (1) of Article II, Full 
details of such disdiarges 
shall be reported to the Or- 
ganization at least every 
twelve months by Contract- 
ing Governments, 


4. The existing text of Article IV of 
the Convention is replaced by the 
following: 


Article IV 

Article ITT shall not apply to: 

(a) the discharge of oil or of 
oily mixture from a ship for 
the purpose of securing the 
safety of a ship, preventing 
damage to a ship or cargo, 
or saving life at sea; 


(b) the escape of oil or oily mix- 
ture resiilting from damage 
to a ship or unavoidable 
leakage, if all reasonable 
precautions have been taken 
after the occurrence of the 
damage or discovery of the 
leakage for the purpose of 
preventing or minimizing 
the escapo; 


(c) the discharge of residue aris- 
ing from the purification or 
clarification of fuel oil or 
lubricating oil, provided that 
such discharge is made as 
far from land as is practi- 
cable. 

5. The existing text of Article V of 
the Convention is replaced by the 
following: 

Article V 

Article III shall not apply to the 
discharge from the bilges of a 
ship: 


construction aura ete conclu 
ä la date ou apres la date ä 
laquelle la presente disposi- 
tion entrera en vigueur. 
Tüutcfois, si le capitaine es- 
time cjUG des circonstances 
particulieres rendent derai- 
sonnable ou impossible la 
Conservation ä bord de ces 
hydrccarbures ou melanges 
d’hydrocarbures, le rejet 
pourra avoir lieu en dehors 
des zones d'interdiction vi- 
sees ä l'annexe A de la Con- 
vention. Les raisons qui ont 
jiistifie ce rejet seront com- 
muniquees au Gouvernement 
du territoire dont releve le 
navire, conformernent ä l'ar- 
ticle 11 paragraphe 1} ci-des- 
sus. Tous rcnseignements re- 
latifs a ces rejets seront com- 
muniques ä TOrganisalion 
par les Gouvernements con- 
tractants au moins ime fois 
par an. 

4. Le texte actuel de l'article IV de 
la Convention esl remplace par le 
texte suivant: 


Article IV 

L'article III de la presente Con- 
vention nc s'appliqiiera pa.s: 

a) au rejet d'hydrocarburcs ou 
de melanges d'hydrocarbures 
eftectue par un navire pour 
Qssurer sa propre securite ou 
celle d un autre navire, pour 
eviter une avarie au navire 
ou a la cargaison, ou sauver 
des vies humaines en mer; 

b) ciu rejtU d'hydrocarbures ou 
de melanges d'hydrocarbures 
proveiicint d'une avarie ou 
d'une fuito impossible a evi- 
ter, si toutes les precautions 
raisonnabies ont ete prises 
apres Lavarie ou la decou- 
verte de la fuite pour empcV 
eher ou reduire ce rejet; 


c) au rejet des residues prove- 
nant de la purification ou de 
la clarification de fuel-oil ou 
d'huiles de graissage, pourvu 
qiie ce rejet soit effectue 
aiissi lüin de terre que pos- 
sible, 

5. Le texte actuel de Larticle V de la 
Convention est remplace par le 
texte suivant: 


Article V 

L'article III iie s'appliquera pas 
an rejet provenant des fonds de 
Celle dTin navire: 


oder nach dem Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieser Bestim- 
mung erteilt wurde, verboten. 
Ist jedoch der Kapitän der 
Auffassung, daß es infolge be- 
sonderer Umstände unzweck- 
mäßig oder undurchführbar 
ist, öl oder ölhaltige Ge- 
mische an Bord zu behalten, 
so können sie außerhalb der 
in Anlage A bezei ebneten 
Verbotszonen abgelassen 
werden. Die Gründe für ein 
solches Ablassen sind der 
Vertragsregierung des Ho- 
heitsgebiets, das für das 
Schiff gemäß Artikel II Abs, 1 
zuständig ist, zu melden. Die 
Vertragsregierungen haben 
der Organisation mindestens 
einmal jährlich über derarti- 
ges Ablassen ausführlich Be- 
richt zu erstatten. 


4. Der bislierige Wortlaut des Ar- 
tikels IV wird durch nachstehenden 
Wortlaut ersetzt: 


Artikel IV 

Artikel III findet keine Anwen- 
dung auf 

a) das Ablassen von öl oder 
ölhaltigen Gemischen aus 
einem Schiff aus Gründen der 
Schiffssicherheit, zur Ver- 
hütung einer Beschädigung 
von Seiüff oder Ladung oder 
zur Rettung von Menschen- 
leben auf See; 

b) das Ausiließeii von Öl oder 
öihaltigcii Gemischen infolge 
einer Beschädigung des Schif- 
fes oder unvermeidbarer 
Leckagen, sofern nach Eintritt 
des Schadensfalls oder Fest- 
stellung der Leckage alle an- 
gemessenen Vorsichtsmaß- 
nahmen getroffen worden 
sind, um das Ausfließen zu 
verhüten oder einzuschrän- 
ken ; 

c) das Ablassen von Ölrück- 
ständen, die bei Heiz- oder 
Schmierölreinigungen oder 
-klärungen anfallen, voraus- 
gesetzt, daß das Ablassen so- 
weit wie möglich von der 
Küste entfernt erfolgt. 

5. Der bisherige Wortlaut des Ar- 
tikels V wird durch nachstehenden 
Wortlaut ersetzt: 


Artikel V 

Artikel III findet keine Anwen- 
dung, wenn aus den Bilgen eines 
Sdiiffes abgelassen werden 
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(a) during the period of twelve 
months following the date 
on which the present Con- 
vention comes into force for 
the relevant territory in re- 
spect of the ship in accord- 
ance with paragraph (1) of 
Article II, of oily mixture? 

(b) after the expiration of such 
period, of oily mixture con- 
taining no oil other than 
lubricating oil which has 
drained or leaked from ma- 
chinery spaces. 

6. The existing text of Article VI of 
the Convention is replaced by the 
following: 

Article VI 

(1) Any contravention of Arti- 
cies III and IX shall be an offence 
punishable under the law of the 
relevant territory in respect of the 
ship in accordance with para- 
graph (1) of Article II. 

(2) The penalties which niay be 
imposed under the law of any of 
the territories of a Contracting 
Government in respect of the un- 
lawful discharge from a ship of oil 
or oily mixture outside the terri- 
torial sea of that territory shall be 
adequate in severity to discourage 
any such unlawful discharge and 
shall not be less than the penalties 
which may be imposed under the 
law of that territory in respect of 
the same infringements within the 
territorial sea. 

(3) Each Contracting Govern- 
ment shall report to the Organiza- 
tion the penalties actually imposed 
for each infringement. 

7. The existing text of Article VII of 
the Convention is replaced by the 
following; 

Article VII 

(1) As from a date twelve 
months after the present Conven- 
tion comes into force for the rele- 
vant territory in respect of a ship 
in accordance with paragraph (1) 
of Article II, such a ship shall be 
required to be so fitted as to pre- 
vent, so far as reasonable and 
praticable, the escape of fuel oil 
or heavy diesel oil into bilges, 
unless effective means are pro- 
vided to ensure that the oil in the 
bilges is not discharged in contra- 
vention of this Convention. 


(2) Carrying water bailast in oil 
fuel tanks shall be avoided if pos- 
sible. 


a) de tout melange d'hydrocar- 
bures, pendant la periode d'un 
an suivant la date a laquelle 
la Convention entrera en vi- 
gueur pour le territoire dont 
releve le navire, conforrne- 
ment a I'article II paragra- 
phe 1) ci-dessus; 

b) apres l'expiration de cette 
Periode, d'un melange ne con- 
tenant pas d'autres hydrocar- 
bures que de l'huile de grais- 
sage qui a coule ou suinte 
hors de l'ensemble du com- 
partiment des machines. 

6. Le texte actuel de I'article VI de 
la Convention est remplace par le 
texte suivant: 

Article VI 

1) Tonte contravention aux dis- 
positions des articles III et IX cons- 
titue une infraction punissable par 
la legislation du territoire dont re- 
leve le navire, conformement ä 
Larticle II paragraphe 1) ci-dessus. 

2) Les penalites qu'un territoire 
d’un Gouvernement contractant im- 
posera dans sa legislation pour les 
rejets interdits d'hydrocarbures ou 
de melanges d'hydrocarbures en 
dehors de sa mer territoriale de- 
vront, par leur rigueur, etre de na- 
ture ä decourager des contreve- 
nants eventuels et ne devront pas 
etre inferieures ä celles prevues 
pour les memes infractions com- 
mises dans sa mer territoriale. 


3) Les Gouvernements contrac- 
tants porteront ä la connaissance 
de rOrganisation les penalties ef- 
fectivement infligees pour les in- 
fractions commises. 

7. Le texte actuel de I'article VII de 
la Convention est remplace par le 
texte suivant: 

Article VII 

1) A l'expiration d'un delai d'un 
an apres la date d'entree en vi- 
gueur de la Convention pour le 
territoire dont releve le navire, 
conformement a I'article II para- 
graphe 1) ci-dessus, tout navire au- 
quel la Convention s'applique de- 
vra etre muni de dispositifs per- 
mettant d'eviter, autant qu'il est 
raisonnable et possible de le faire, 
que les fuites de fuel-oil ou d'hui- 
le diesel lourde parviennent dans 
les fonds de cale, ä moins que des 
moyens efficaces ne soient prevus 
pour eviter que les hydrocarbures 
de ces fonds de cale ne soient de- 
charges ä la mer en infraction ä la 
Convention, 

2) Le transport de l'eau de lest 
dans les soutes ä combustible se- 
ra, si possible, evite. 


a) ölhaltige Gemische während 
eines Zeitabschnitts von 12 
Monaten nach Inkrafttreten 
dieses Übereinkommens für 
das Hoheitsgebiet, das für 
das Schiff gemäß Artikel II 
Abs, 1 zuständig ist, 

b) nach Ablauf des genannten 
Zeitabschnitts ölhaltige Ge- 
mische, die lediglich Schmier- 
öl enthalten und aus den Ma- 
schinenräumen ausgelaufen 
oder geleckt sind. 

6. Der bisherige Wortlaut des Ar- 
tikels VI wird durch nachstehenden 
Wortlaut ersetzt: 

Artikel VI 

(1) Verstöße gegen die Artikel 
III und IX stellen Zuwiderhand- 
lungen dar, die nach dem Recht 
des Hoheitsgebiets, das für ein 
Schiff gemäß Artikel If Abs. 1 zu- 
ständig ist, strafbar sind. 

(2) Die Strafen, welche das Recht 
eines Hoheitsgebiets einer Ver- 
tragsregierung für das unerlaubte 
Ablassen von öl oder ölhaltigen 
Gemischen außerhalb des Küslen- 
meeres des betreffenden Gebiets 
vorsieht, müssen hinreichend 
schwer sein, um vom unerlaubten 
Ablassen abzuschrecken; sie dürfen 
nicht geringer sein als die Strafen, 
die nach dem Recht dieses Hoheits- 
gebiets für die gleichen Zuwider- 
handlungen innerhalb des Küsten- 
meeres verhängt werden können. 

(3) Jede Vertragsregierung hat 
der Organisation über die für jede 
Zuwiderhandlung jeweils verhäng- 
te Strafe Bericht zu erstatten. 

7. Der bisherige Wortlaut des Ar- 
tikels VII wird durch nachstehen- 
den Wortlaut ersetzt: 

Artikel VII 

(l) Zwölf Monate, nachdem die- 
ses Übereinkommen in bezug auf 
das für ein Schiff gemäß Artikel II 
Abs. 1 zuständige Hoheitsgebiet in 
Kraft getreten ist, muß dieses Schiff 
so ausgerüstet sein, daß, soweit 
zweckmäßig und durchführbar, das 
Eindringen von Heizöl oder schwe- 
rem Dieselöl in die Bilgen ver- 
hindert wird, soförn nicht durch 
wirksame Vorkehrungen sicherge- 
stellt ist, daß das in den Bilgen 
befindliche öl nicht entgegen die- 
sem Übereinkommen abgelassen 
wird. 


(2) Es ist nach Möglichkeit zu 
vermeiden, daß Wasserballast in 
Heizöltanks mitgeführt wird. 
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8. The existing text of Article VIII 
of the Convention is replaced by 
the following: 

Article VIII 

(1) Each Contracting Govern- 
ment shall take all appropriate 
Steps to promote the provision of 
facilities as follows: 

(a) according to the needs 
of ships using them, 
ports shall be provided 
with facilities adequate 
for the reception, without 
causing undue delay to 
ships, of such residues 
and oily mixtures as 
would remain for dispo- 
sal from ships other than 
tankers if the bulk of 
the water had been se- 
parated from the mix- 
ture; 


(b) oil loading terminals 
shall be provided with 
facilities adequate for 
the reception of such re- 
sidues and oily mixtures 
as would similarly re- 
main for disposal by 
tankers; 

(c) ship repair ports shall be 
provided with facilities 
adequate for the recep- 
tion of such residues and 
oily mixtures as would 
similarly remain for dis- 
posal by all ships enter- 
ing for repairs. 


(2) Each Contracting Govern- 
ment shall determine which are 
the ports and oil loading terminals 
in its territories suitable for the 
purposes of sub-paragraphs (a), 
(b) and (c) of paragraph (1) of this 
Article. 

(3) As regards paragraph (1) of 
this Article, each Contracting 
Government shall report to the 
Organization, for transmission to 
the Contracting Government con- 
cerned, all cases where the facili- 
ties are alleged to be inadequate. 

9. The existing text of Article IX of 
the Convention is replaced by the 
following: 

Article IX 

(1) Of the ships to which the 
present Convention applies, every 
ship which uses oil fuel and every 
tanker shall be provided with an 
oil record book, whether as part 


8. Le texte actuel de l'article VIIj de 
la Convention est remplace par 
le texte suivant: 

Article VIII 

1) Chaque Gouvernement con- 
tractant prendra toutes mesures 
appropriees pour promouvoir la 
Creation des installations suivan- 
tes: 

a) selon les besoins des navi- 
qui les utilisent, les ports res 
seront pourvus d'installa- 
tions capables de recevoir, 
sans imposer aux navires 
des retards anormaux, les 
residus et melanges d'hy- 
drocarbures que les navi- 
res autres que les navires- 
citernes pourraient avoir ä 
decharger apres que la ma- 
jeure Partie de l'eau aura 
ete separee du melange; 


b) les points de chargement 
d'hydrocarbures devront 
etre pourvus d'installations 
adequates de reception 
pour les residus et melan- 
ges d'hydrocarbures que 
les navires-citernes au- 
raient encore ä decharger 
dans les memes conditions; 

c) les ports de reparation des 
navires devront etre pour- 
vus d'installations adequa- 
tes de reception pour les 
residus et melanges d'hy- 
drocarbures que devraient 
encore rejeter, dans les 
conditions precitees, tous 
les navires entres au port 
pour y subir des repara- 
tions; 

2) Pour l'application du present 
article, diaque Gouvernement con- 
tractant decidera quels sont les 
ports et les points de chargement 
de son territoire qui sont ä amena- 
ger conforinement au paragraphe 1) 
ci-dessus. 

3) Les Gouvernements contrac- 
tants feront rapport a l'Organisa- 
tion, pour transmission au Gouver- 
nement contractant Interesse, sur 
tous les cas oü ils estimeront in- 
suffisantes les installations visees 
au paragraphe (1) ci-dessus. 

9. Le texte actuel de l'article IX de 
la Convention est remplace par le 
texte suivant: 

Article IX 

1) En ce cfui concerne les navi- 
res auxquels la Convention s'ap- 
plique, il sera tenu pour tous les 
navires-citernes ainsi que pour 
tous autres navires utilisant des 


8. Der bisherige Wortlaut des Ar- 
tikels VIII wird durch nachstehen- 
den Wortlaut ersetzt: 

Artikel VIII 

(1) Jede Vertragsregierung hat 
durch geeignete Maßnahmen die 
Errichtung folgender Anlagen zu 
fördern: 

a) entsprechend dem Bedarf 
der sie anlaufenden 
Schiffe sind die Häfen mit 
geeigneten Anlagen zu 
versehen, die es ohne un- 
angemessene Verzöge- 
rung für die Schiffe er- 
möglichen, Rückstände und 
ölhaltige Gemische aufzu- 
nehmen, die an Bord von 
Schiffen mit Ausnahme 
von Tankschiffen Zurück- 
bleiben, nachdem der über- 
wiegende Teil des Was- 
sers dem Gemisch ent- 
zogen worden ist; 

b) Ölladeplätze sind mit ge- 
eigneten Anlagen zu ver- 
sehen, um Rückstände und 
ölhaltige Gemische aufzu- 
nehmen, wie sie ent- 
sprechend auf Tankschif- 
fen anfallen; 


c) Häfen, in denen Schiffs- 
reparaturen ausgeführt 
werden, sind mit geeig- 
neten Anlagen zu ver- 
sehen, um Rückstände und 
ölhaltige Gemische aufzu- 
nehmen, wie sie ent- 
sprechend auf zur Repa- 
ratur anlaufenden Schiffen 
anfdllen. 

(2) Jede Vertragsregierung be- 
stimmt diejenigen Häfen und Öl- 
ladeplätze in ihren Hoheitsgebie- 
ten, die für die Zwecke des Ab- 
satzes 1 Buchstaben a, b und c 
geeignet sind. 

(3) Bezüglich des Absatzes 1 hat 
jede Vertragsregierung der Or- 
ganisation zwecks Weiterleitung 
an die betroffene Vertragsregie- 
rung über alle Fälle zu berichten, 
in denen diese Anlagen für unzu- 
reichend erachtet v/erden. 

9. Der bisherige Wortlaut des Ar- 
tikels IX wird durch folgenden 
Wortlaut ersetzt: 

Artikel IX 

(1) Von den Schiffen, auf welche 
dieses Übereinkommen Anwen- 
dung findet, haben alle Schiffe, die 
öl zum Antrieb verwenden, und 
alle Tankschiffe, ein Oltagebuch 
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of the ship’s official log book or 
otherwise, in the form specified in 
Annex B to the Convention. 


(2) The oil record book shall be 
completed on each occasion, when- 
ever any of the following opera- 
tions takes place in the ship: 

(a) baliasting of and dis- 
charge of ballast from 
cargo tanks of tankers; 

(b) cleaning of cargo tanks 
of tankers; 

(c) settiing in slop tanks and 
discharge of water from 
tankers; 

(d) disposal from tankers of 
oily residues from slop 
tanks or other sources; 

(e) baliasting, or cleaning 
during voyage, of bunker 
fuel tanks of ships other 
than tankers; 

(f) disposal from ships other 
than tankers of oily resi- 
dues from bunker fuel 
tanks or other sources; 

(g) accidental or other ex- 
ceptional discharges or 
escapes of oil from tank- 
ers or ships other than 
tankers. 

In the event of such discharge 
or escape of oil or oily mixture as 
is referred to in sub-paragraph (c) 
of Article III or in Article IV, a 
Statement shall be made in the oil 
record book of the circumstances 
of, and reason for, the discharge 
or escape. 

(3) Each Operation described in 
Paragraph (2) of this Article shall 
be fully recorded without delay 
in the oil record book so that all 
the entries in the book appropriate 
to that Operation are completed. 
Each page of the book shall be 
signed by the officer or officers in 
Charge of the operations concerned 
and, when the ship is manned, by 
the master of the ship. The written 
entries in the oil record book shall 
be in an official language of the 
relevant territory in respect of the 
ship in accordance with para- 
graph (1) of Article II, or in Eng- 
lish or French. 

(4) Oil record books shall be 
kept in such a place as to be read- 
iiy available for inspection at all 


hydrocarbures comme combusti- 
ble, dans la forme definie ä l'an- 
nexe B de la Convention, un re- 
gistre des hydrocarbures qui pour- 
ra ou non etre integre dans le livre 
de bord reglementaire. 

2) Les mentions devront etre 
portees sur le registre des hydro- 
carbures chaque fois qu'il sera pro- 
cede ä Tune quelconque des ope- 
rations suivantes ä bord du navire: 

a) lestage et rejet des eaux 
de lest des citernes de car- 
gaison des navires-citer- 
nes; 

b) nettoyage des citernes de 
cargaison des navires-ci- 
ternes; 

c) depöt dans les citernes de 
decantation et rejet de 
l’eau des navires-citernes; 

d) rejet par le navire-citerne 
des residus d'hydrocarbu- 
res des citernes de decan- 
tation et d'autres origines; 

e) lestage ou nettoyage en 
cours de traversee des sou- 
tes a combustible des na- 
vires autres que les navi- 
res-citernes ; 

f) rejet par les navires au- 
tres que les navires-citer- 
nes des residus d'hydrocar- 
bures des soutes ä combus- 
tible et d'autres origines? 

g) rejet ou deversement ac- 
cidentel ou exceptionnel 
d'hydrocarbures des navi- 
res-citernes ou des navires 
autres que les navires-ci- 
ternes. 

Dans les cas de rejets ou fiiites 
d'hydrocarbures ou de melanges 
d'hydrocarbures vises aux articles 
III c) et IV ci-dessus, declaration 
devra en etre faite dans le regis- 
tre, avec indication des circonstan- 
ces et des causes de ces rejets ou 
fuites. 

3) Chacune des operations men- 
tionnees au paragraphe 2) ci-des- 
sus sera integralement et des que 
possible consignee dans le registre 
des hydrocarbures, de maniere que 
toutes les mentions correspondant 
ä l’operation y soient inscrites. 
Chaque page sera signee par l'of- 
ficier ou les officiers responsables 
des operations en question et par 
le capitaine lorsque le navire sera 
arme. Les mentions seront ecrites 
soit dans une langue officielle du 
territoire dont releve le navire 
conformement a l'article II, para- 
graphe 1) ci-dessus, soit en anglais 
ou en frangais. 

4) Le registre des hydrocarbures 
sera conserve dans un endroit oü 
il sera aiseinent accessible aux 


nach dem Muster des Anhangs B 
zu führen; es wird entweder als 
Teil des amtlich vorgeschriebenen 
Schiffstagebuches oder gesondert 
geführt. 

(2) Das Öltagebuch ist immer 
dann zu ergänzen, wenn eine der 
nachstehenden Maßnahmen an 
Bord des Schiffes durchgeführt 
wird: 

a) Füllen der Ladetanks mit 
Ballastwasser und Lenzen 
des Ballastwassers auf 
Tankschiffen; 

b) Reinigung der Ladetanks 
auf Tankschiffen; 

c) Absetzen in Setztanks und 
Lenzen von Wasser auf 
Tankschiffen; 

d) Abgabe von ’Ölrückstän- 
den aus Setztanks und 
sonstigen Sammelstellen 
auf Tankschiffen; 

e) Füllen der Bunkeröltanks 
mit Baliastwasser oder 
deren Reinigung während 
der Reise auf anderen als 
Tankschiffen; 

f) Abgabe von Ölrückstän- 
den aus Bunkeröltanks 
und sonstigen Sammel- 
stellen auf anderen als 
Tankschiffen; 

g) ungewolltes oder durch 
außergewöhnliche Um- 
stände verursachtes Ab- 
lassen oder Auslaufen von 
öl auf Tank- und anderen 
Schiffen. 

Im Falle eines solchen Ablassens 
oder Auslaufens von öl oder öl- 
haltigen Gemischen nach Arti- 
kel III Buchstabe c oder Artikel IV 
hat eine entsprechende Eintragung 
mit Angabe der Gründe und Um- 
stände des Ablassens oder Aus- 
laufens im Öltagebuch zu erfolgen. 

(3) Jede der in Absatz 2 bezeich- 
neten Maßnahmen ist sogleich 
vollständig in das Öltagebuch ein- 
zutragen, so daß alle diesbezüg- 
lichen Eintragungen auf dem lau- 
fenden Stand sind. Jede Seite des 
Buches ist von dem für die be- 
treffenden Maßnahmen verantwort- 
lichen öffizier oder Offizieren und, 
wenn das Schiff bemannt ist, von 
dem Kapitän des Schiffes zu unter- 
zeichnen. Die schriftlichen Eintra- 
gungen in dem Öltagebuch werden 
in einer Amtssprache des für das 
Schiff gemäß Artikel II Abs. 1 zu- 
ständigen Hoheitsgebiets oder in 
englischer oder französischer 
Sprache vorgenommen. 

(4) Die Öltagebücher sind so 
aufzubewahren, daß sie bei einer 
Überprüfung zu jeder angemesse- 
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reasonable times, and, except in 
the case of unmanned ships under 
tow, shall be kept on board the 
ship. They shall be preserved for 
a period of two years after the 
last entry has been made. 

(5) The competent authorities of 
any of the territories of a Con- 
tracting Government may inspect 
on board any ship to which the 
present Convention applies while 
within a port in that territory, the 
oil record book required to be car- 
ried in the ship in compliance with 
the provisions of this Article, and 
may make a true copy of any 
entry in that book and may re- 
quire the master of the ship to 
certify that the copy is a true 
copy of such entry. Any copy so 
made which purports to have been 
certified by the master of the ship 
as a true copy of an entry in the 
ship's oil record book shall be 
made admissible in any judicial 
proceedings as evidence of the 
facts stated in the entry. Any ac- 
tion by the competent authorities 
under this paragraph shall be ta- 
ken as expeditiously as possible 
and the ship shall not be delayed. 

10. The existiiig text of Article X of 
the Convention is replaced by the 
following: 


Article X 

(1) Any Contracting Govern- 
ment may fiirnish to the Govern- 
ment of the relevant territory in 
respect of the ship in accordance 
with Paragraph (1) of Article II 
particulars in writing of evidence 
that any Provision of the present 
Convention has been contravened 
in respect of that ship, whereso- 
ever the alleged contravention 
may have taken place. If it is 
practicable to do so, the competent 
authorities of the former Govern- 
ment shall notify the master of 
the ship of the alleged contraven- 
tion. 


(2) Upon receiving such partic- 
ulars, the Government so informed 
shall investigate the matter, and 
may request the other Govern- 
ment to furnish further or better 
particulars of the alleged con- 
travention. If the Government so 
informed is satisfied that sufficient 
evidence is available in the form 
required by its law to enable 
proceedings against the owner or 
master of the ship to be taken in 
respect of the alleged contraven- 
tion, it shall cause such proceed- 
ings to be taken as soon as pos- 


fins d'examen a tout moment rai- 
sonnable et, sauf pour les navires 
remorques sans equipage, devra se 
trouvcr ä bord du navire. H devra 
demeurer disponible pendant une 
Periode de deux ans a compter de 
la derniere inscription, 

5) Les autorites competentes de 
tout territoire d'un Gouvernement 
coniractanL pourront examiner a 
bord des navires auxquels la Con- 
vention s'applique, pendant qu’ils 
se trouvent dans un port de ce 
territoire, le registre des hydrocar- 
bures dont ils doivent etre munis, 
conformeinent aux dispositions du 
present article. Elles pourront en 
exlraire des copies conformes et 
en exiger la certification par le ca- 
pitaine du navire. Toute copie 
ainsi certdiec conforme par le ca- 
pitaine du navire sera, en cas de 
poursuite, admissible en justice 
comme preuve des faits relates 
dans le registre des hydrocarbu- 
rcs. Toute intervention des autori- 
tes competentes en vertu des dis- 
positions du present paragraphe 
sera effectuee de la fac^on la plus 
expeditive possible et sans que le 
navire puisse etre retarde de ce 
fait. 

10. Le texte actuel de l'article X de 
la Convention est remplace par le 
texte suivant: 


Article X 

Ij Tout Gouvernement coiitrac- 
tant pourra exposer par ecrit au 
Gouvernement du territoire dont 
releve un navire, conformement ä 
l'article II, paragraphe 1) ci-dessus, 
les points de fait etahlissant qu'il 
a ete contrevenu a l'une des dis- 
positions de la Convention par ce 
navire, et ce, quel que soit le lieu 
oü la contravention qu'il allegue 
ait pu etre commise. Dans toute la 
mesure du possible celle-ci sera 
portee a la connaissance du capi- 
taine du navire par l'autorite com- 
petente depeiidant du premier des 
Gouvernements mentionnes ci-des- 
sus. 

2) Des reception de Texpose des 
faits, le second Gouvernement exa- 
minera Laffaire et pourra dcinan- 
der au premier de lui fournir sur 
la contravention alleguee des ele- 
ments de fait plus complets ou plus 
valables. Si le Gouvernement du 
territoire dont releve le navire es- 
time que la preuve est sufhsante 
pour permettre, conformement ä sa 
legislation, des poursuites du chef 
de la contravention alleguee con- 
tre l'armateur ou le capitaine du 
navire, il fera engager cclles-ci 
aussitöt que possible et informera 


neu Zeit leicht zugänglich sind; 
außer bei unbemannten geschlepp- 
ten Schiffen sind sie an Bord auf- 
zubewahren. Nach der letzten Ein- 
tragung müssen sie zwei Jahre 
lang aufbe wahrt werden. 

(5) Die für die einzelnen Ho- 
heitsgebiete einer Vertragsregie- 
rung zuständigen Behörden kön- 
nen auf jedem Schiff, auf welches 
dieses Übereinkommen Anwen- 
dung findet, während des Auf- 
enthalts in einem Hafen des be- 
treffenden Hoheitsgebiets das nach 
diesem Artikel zu führende Öl- 
tagebuch überprüfen, daraus ge- 
naue Abschriften jeder Eintragung 
fertigen und die Richtigkeit dieser 
Abschriften vom Kapitän beschei- 
nigen lassen. Jede so gefertigte 
und vom Kapitän als richtig be- 
scheinigte Abschrift ist in Gerichts- 
verfahren als Beweismittel für die 
in der Eintragung angegebenen 
Tatsachen zuzulassen. Alle in 
diesem Artikel vorgesehenen Maß- 
nahmen sind von den zuständigen 
Behörden so schnell wie möglich 
und ohne Verzögerung für das 
Schiff durchzuführen. 


10. Der bisherige Wortlaut des Ar- 
tikels X wird durch nachstehenden 
Wortlaut ersetzt: 


A r t i k e 1 X 

(1) Jede Veilragsregierung kann 
die Tatsachen, aus denen hervor- 
geht, daß ein Schiff gegen eine 
Bestimmung dieses Übereinkom- 
mens verstoßen hat, auf schrift- 
lichem Wege der Regierung des 
für das Schiff gemäß Artikel II 
Abs. 1 zuständigen Hoheitsgebiets 
ohne Rücksicht darauf mitteilen, 
wo die angebliche Zuwiderhand- 
lung begangen wurde. Sofern es 
möglich ist, haben die zuständigen 
Behörden der erstgenannten Re- 
gierung dem Kapitän des Schif- 
fes die angebliche Zuwiderhand- 
lung zu notifizieren. 

(2) Die Regierung, der diese Tat- 
sachen mitgeteilt worden sind, hat 
den Sachverhalt alsbald zu prüfen 
und kann die mitteilende Regie- 
rung um weitere und genauere 
Einzelheiten über die angebliche 
Zuv/iderhandlung ersuchen. Ge- 
langt die derart unterrichtete Re- 
gierung zu der Auffassung, daß 
genügend Beweise vorliegen, um 
auf Grund ihrer Rechtsvorschriften 
eine Strafverfolgung des verant- 
wortlichen Reeders oder Kapitäns 
einzuleiten, so hat sie dafür zu 
sorgen, daß die Verfolgung bald- 
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sible, and shall inform the other 
Government and the Organization 
of the result of such proceedings. 


11. The existing text of Article XIV of 
the Convention is replaced by the 
following: 

Article XIV 

(1) The present Convention shall 
remain open for Signatare for three 
months from this day's date and 
shall thereafter remain open for 
acceptance. 

(2) Subject to Article XV, the 
Governments of States Members 
of the United Nations or of any 
of the Specialized Agencies or 
parties to the Statute of the Inter- 
national Court of Justice may 
become parties to the present Con- 
vention by: 

(a) Signatare without reser- 
vation as to acceptance; 

(b) Signatare subject to ac- 
ceptance followed by ac- 
ceptance, or 

(c) acceptance. 

(3) Acceptance shall be effected 
by the deposit of an instrument of 
acceptance with the Bureau, which 
shall inform all Governments that 
have already signed or accepted 
the present Convention of each 
Signatare and deposit of an ac- 
ceptance and of the date of such 
Signatare or deposit. 


12. The existing text of Article XVI 
of the Convention is replaced by 
the following: 

Article XVI 

(1) (a) The present Convention 

may be amended by 
unanimous agreement be- 
tween the Contracting 
Governments. 

(b) Upon request of any 
Contracting Government 
a proposed amendment 
shall be communicated 
by the Organization to 
all Contracting Govern- 
ments for consideration 
and acceptance ander 
this Paragraph. 

(2) (a) An amendment to the 

present Convention may 
be proposed to the Or- 
ganization at any time 
by any Contracting Gov- 
ernment, and such pro- 
posal if adopted by a 


l’autre Gouvernement et l'Organi- 
sation de leurs resultats. 


11. Le texte actuel de l'article XIV de 
la Convention est remplace par le 
texte suivant: 

Article XIV 

1) La presente Convention de- 
meurera ouverle a la Signatare 
pendant trois mois ä dater de ce 
Jour et ensuite ä l'acceptation. 

2) Sous reserve de l'article XV, 
les Gouvernements des Etats mem- 
bres de l'O.N.U. ou de l'une de ses 
institutions specialisees ainsi que 
les parties au Statut de la Cour 
internationale de Justice, pourront 
devenir parties a la Convention 
par; 

a) Signatare sans reserve 
quant ä l'acceptation, 

b) Signatare sous reserve 
d’acceptation suvie d’ac- 
ceptation, ou 

c) acceptation. 

3) L'acceptation resultera du de- 
pöt des Instruments par ctiaque 
Gouvernement aupres du Bureau 
qui informera de toute Signatare 
ou acceptation, et de leur date, 
tous les Gouvernements ayant de- 
ja signe ou accepte la Convention. 


12. Le texte actuel de l'article XVI de 
la Convention est remplace par le 
texte suivant: 

Article XVI 

1) a) La presente Convention 

peut etre amendee par ac- 
cord unanime entre les 
Gouvernements contrac- 
tants. 

b) A la demande d'un Gou- 
vernement contractant, une 
proposition d'amendement 
doit etre communiquee par 
rOrganisation ä tous les 
Gouvernements contrac- 
tants pour examen et ac- 
ceptation au titre du pre- 
sent paragraphe. 

2) a) Un amendement a la pre- 

sente Convention peut, ä 
tout moment, etre propose 
ä l'Organisation par un 
Gouvernement contractant. 
Si cette proposition est 
adoptee a la majorite des 


möglichst stattfindet, und sowohl 
die mitteilende Regierung als auch 
die Organisation von dem Ergebnis 
des Verfahrens zu benachrichtigen. 

11. Der bisherige Wortlaut des Ar- 
tikels XIV wird durch nachstehen- 
den Wortlaut ersetzt: 

Artikel XIV 

(1) Dieses Übereinkommen liegt 
für die Dauer von drei Monaten, 
vom heutigen Tage an gerechnet, 
zur Unterzeichnung und sodann zur 
Annahme auf. 

(2) Vorbehaltlich des Artikels 
XV können die Regierungen von 
Mitgliedstaaten der Vereinten Na- 
tionen oder ihrer Sonderorgani- 
sationen sowie die Vertragspar- 
teien der Satzung des Internatio- 
nalen Gerichtshofs Vertragspar- 
teien dieses Übereinkommens 
werden, 

a) indem sie es ohne Vorbe- 
halt der Annahme unter- 
zeichnen; 

b) indem sie es vorbehaltlich 
der Annahme unterzeich- 
nen und später anneh- 
men; oder 

c) indem sie es annehmen. 

(3) Die Annahme erfolgt durch 
Hinterlegung einer Annahme- 
urkunde bei dem Büro; dieses setzt 
alle Regierungen, die das Über- 
einkommen bereits unterzeichnet 
oder angenommen haben, von 
jeder Unterzeichnung und Hinter- 
legung einer Annahmeurkunde so- 
wie von dem Zeitpunkt der Unter- 
zeichnung oder Hinterlegung in 
Kenntnis. 

12. Der bisherige Wortlaut des Ar- 
tikels XVI wird durch nachstehen- 
den Wortlaut ersetzt: 

Artikel XVI 

(1) a) Dieses Übereinkommen 

kann mit Zustimmung 
aller Vertragsregierungen 
geändert werden. 

b) Auf Antrag einer Ver- 
tragsregicrung teilt die 
Organisation einen Än- 
derungsvorschlag allen 
Vertragsregierungen zur 
Prüfung und Annahme 
nach Maßgabe dieses Ab- 
satzes mit. 

(2) a) Eine Änderung dieses 

Übereinkommens kann 
der Organisation jeder- 
zeit von einer Vertrags- 
regierung vorgeschlagen 
werden; nimmt die Ver- 
sammlung der Organisa- 
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two-thirds majority of 
the Assembly of the Or- 
ganization upon recom- 
mendation adopted by a 
two-thirds majority of 
the Maritime Safety Com- 
mittee of the Organiza- 
tion shall be communi- 
cated by the Organiza- 
tion to all Contracting 
Governments for their 
acceptance. 

(b) Any such recommenda- 
tion by the Maritime 
Safety Committee shall 
be communicated by the 
Organization to all Con- 
tracting Governments for 
their consideration at 
least six months before 
it is considered by the 
Assembly. 

(3) (a) A Conference of Govern- 

ments to consider amend- 
ments to the present 
Convention proposed by 
any Contracting Govern- 
ment shall at any time 
be convened by the Or- 
ganization upon the re- 
gnest of one-third of 
the Contracting Govern- 
ments. 

(b) Evcry amendment adopt- 
ed by such Conference 
by a two-thirds majority 
of the Contracting Gov- 
ernments shall be com- 
municated by the Or- 
ganization to all Con- 
tracting Governments for 
their acceptance. 

(4) Any amendment communi- 
cated to Contracting Governments 
for their acceptance under Para- 
graph (2) or (3) of this Article 
shall come into force for all Con- 
tracting Governments, except those 
which before it comes into force 
make a declaration that they do 
not accept the amendment, twelve 
months after the date on which 
the amendment is accepted by 
two-thirds of the Contracting Gov- 
ernments. 

(5) The Assembly, by a two- 
thirds majority vote, including 
two-thirds of the Governments re- 
presented on the Maritime Safety 
Committee, and subject to the 
concurrence of two-thirds of the 
Contracting Governments to the 
present Convention, or a Confer- 
ence convened under paragraph 

(3) of this Article by a two-thirds 
majority vote, may determine at 
the time of its adoption that the 
amendment is of such an impor- 
tant nature that any Contracting 
Government which makes a decla- 
ration under paragraph (4) of this 


deux tiers par l'Assemblee 
de rOrganisation, sur une 
recommandation adoptee ä 
la majorite des deux tiers 
par le Comite de la secu- 
rite maritime de l'Organi- 
sation, eile doit etre com- 
muniquee par celle-ci ä 
tous les Gouvernements 
contractants en vue d’ob- 
tenir leur acceptation. 

b) Tonte recommandation de 
cette nature faite par le 
Comite de la securite ma- 
ritime doit etre communi- 
qiiee par 1' Organisation ä 
tous les Gouvernements 
contractants pour examen 
au moins six mois avant 
qu'elle soit examinee par 
l'Assemblee. 

3) a) Une Conference des Gou- 

vernments, pour l'examen 
des amendements a la pre- 
sente Convention proposes 
par Tun des Gouverne- 
ments contractants, doit 
etre convoquee ä n'impor- 
te quel moment par l’Or- 
qanisation ä la demande 
d'un tiers des Gouverne- 
ments contractants. 

b) Tont amendement adopte 
a la majorite des deux tiers 
des Gouvernements con- 
tractants par cette Confe- 
rence doit etre conimuni- 
que par l'Organisation ä 
tous les Gouvernements 
contractants en vue d'ob- 
tenir leur acceptation. 

4) Douze mois apres la date de 
son acceptation par les deux tiers 
des Gouvernements contractants, 
un amendement communique pour 
acceptation aux Gouvernements 
contractants au titre des paragra- 
phes 2) et 3) du present article, 
entre en vigueur pour tous les 
Gouvernements contractants ä Tex- 
ception de ceux qui, avant son en- 
tree en vigueur, ont fait une de- 
claration aux termes de laquelle 
ils n'acceptent pas ledit amende- 
nient. 

5) L'Assemblee, par un vote ä la 
majorite des deux tiers compre- 
nant les deux tiers des Gouverne- 
ments representes au sein du Co- 
mite de la securite maritime, sous 
reserve de l'accord des deux tiers 
des Gouvernements contractants, 
ou une Conference convoquee aux 
termes du paragraphe 3) ci-dessus, 
par un vote ä la majorite des deux 
tiers, peuvent decider au moment 
de l’adoption de l’amendement que 
celui-ci revet une importance teile 
que tout Gouvernement contrac- 
tant cessera d’etre partie ä la Con- 
vention ä l'expiration d’un delai 


tion einen solchen Vor- 
schlag auf Grund einer 
mit Zweidrittelmehrheit 
angenommenen Empfeh- 
lung des Schiffssicher- 
heitsausschusses der Or- 
ganisation mit Zweidrit- 
telmehrheit an, so leitet 
ihn die Organisation allen 
Vertragsregierungen zur 
Annahme zu. 

b) Jede derartige Empfeh- 
lung des Schiffssicher- 
heitsaussthusses ist von 
der Organisation allen 
Vertragsregierungen min- 
destens sechs Monate vor 
dem Zeitpunkt zur Prü- 
fung zu übermitteln, zu 
dem sie von der Ver- 
sammlung geprüft wird. 

(3) a) Auf Antrag eines Drittels 

der Vertragsregierungen 
beruft die Organisation 
jederzeit eine Konferenz 
der Regierungen zur Prü- 
fung der von einer Ver- 
tragsregierung vorge- 
schlagenen Änderungen 
dieses Übereinkommens 
ein. 

b) Jede Änderung, welche 
die Vertragsregierungen 
auf einer solchen Konfe- 
renz mit Zweidrittelmehr- 
heit annehmen, wird von 
der Organisation allen 
Vertragsregierungen zur 
Annahme übermittelt. 

(4) Eine den Vertragsregierun- 
gen nach Absatz 2 oder 3 zur An- 
nahme zugeleitete Änderung tritt 
zwölf Monate nach dem Tag, an 
dem zwei Drittel der Vertragsre- 
gierungen die Änderung angenom- 
men haben, für alle Vertragsregie- 
rungen mit Ausnahme derjenigen 
in Kraft, die vor Inkrafttreten der 
Änderung erklären, daß sie die- 
selbe nicht annehmen. 


(5) Bei der Annahme einer Än- 
derung kann die Versammlung mit 
Zweidrittelmehrheit unter Ein- 
schluß von zwei Dritteln der im 
Schiffssicherheitsausschuß vertre- 
tenen Regierungen und vorbehalt- 
lich der Zustimmung von zwei 
Dritteln der Vertragsregierungen 
dieses Übereinkommens oder aber 
eine nach Absatz 3 einberufene 
Konferenz mit Zweidrittelmehrheit 
feststellen, daß angesichts der 
dieser Änderung zukommenden 
Bedeutung jede Vertragsregierung, 
die eine Erklärung nach Absatz 4 
abgibt und die Änderung nicht 
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Article and which does not accept 
the amendment within a period 
of twelve months after the amend- 
ment comes into force, shall, upon 
the expiry of this period, cease to 
be a party to the present Conven- 
tion. 

(6) The Organization shall in- 
form all Contracting Goyernments 
of any amendments which come 
into force under this Article, to- 
gether with the date on which 
such amendments shall come into 
force. 

(7) Any acceptance or declara- 
tion under this Article shall be 
made by a notification in writing 
to the Organization which shall 
notify all Contracting Govern- 
ments of the receipt of the accept- 
ance or declaration. 

13. The existing text of Article XVIII 
of the Convention is replaced by 
the following: 

Article XVIII 

(1) (a) The United Nations in 
cases wherc they are the 
administering authority 
for a territory or any 
Contracting Government 
responsible for the inter- 
national relations of a 
territory shall as soon as 
possible consult with 
such territory in an en- 
deavour to extend the 
present Convention to 
that territory and may 
at any time by notifica- 
tion in writing given to 
the Bureau declare that 
the Convention shall ex- 
tend to such territory. 


(b) The present Convention 
shall from the date of the 
receipt of the notification 
or from such other date 
as may be specified in 
the notification extend to 
the territory named 
therein. 

(2) (a) The United Nations in 
cases where they are the 
administering authority 
for a territory or any 
Contracting Government 
which has made a decla- 
ration under paragraph 
(1) of this Article, at 
any time after the expiry 
of a period of five years 
from the date on which 
the present Convention 
has been so extended to 
any territory, may by a 
notification in writing 
given to the Bureau after 
consultation with such 


de douze mois ä dater de l'entree 
en vigueur de l’amendement, s'il a 
fait une declaration en application 
du paragraphe 4) ci-dessus et s'il 
n'a pas accepte l amendemcnt dans 
le delai susvise. 

6) L’Organisation fera connaitre 
ä tous les Gouvernements contrac- 
tants les amendements qui entrent 
en vigueur en application du pre- 
sent article, ainsi que la date ä la- 
quelle ils prennent effet. 

7) Toute acceptation ou decla- 
ration dans le cadre du present ar- 
ticle doit etre notifiee par ecrit au 
Bureau qui notifiera a tous les 
Gouvernements contractants la re- 
ception de cette acceptation ou de- 
claration. 

13. Le texte actuel de l'article XVIII 
de la Convention est remplace par 
le texte suivant: 

Article XVIII 

1) a) Les Nations Unies, lors- 
qu'elles assument la res- 
ponsabilite de l'administra- 
tion d'un territoire, ou tont 
Gouvernement contractant 
Charge d'assurer les rela- 
tions internationales d'un 
territoire, doivent, aussitot 
que possible, proceder ä 
des deliberations avec ce 
territoire pour s'efforcer de 
lui etendre l'application de 
la presente Convention et 
peuvent, ä tout moment, 
par une notification ecrite 
adressee au Bureau, decla- 
rer que la presente Con- 
vention s'etend ä un tel 
territoire. 


b) L'application de la presen- 
te Convention sera eten- 
due au territoire desigue 
dans la notification, ä par- 
tir de la date de reception 
de celle-ci ou de teile au- 
tre date qui lui serait in- 
diquee. 

2) a) Los Nations Unies, lors- 
qu’elles assument la res- 
ponsabilite de Tadministra- 
tion d'un territoire, ou tout 
Gouvernement contractant, 
qui ont fait une declara- 
tion en vertu du paragra- 
phe 1) du present article, 
peuvent ä tout moment, 
apres l'expiration d'une Pe- 
riode de cinq ans ä partir 
de la date ä laquelle l'ap- 
plication de la Convention 
a ete ainsi etendue ä un 
territoire, et apres en avoir 
delibere avec les autorites 
de ce territoire, declarer 


binnen zwölf Monaten nach ihrem 
Inkrafttreten annimmt, nach Ablauf 
dieser Frist als Vertragspartei aus- 
scheidet. 


(6) Die Organisation teilt allen 
Vertragsregierungen jede auf 
Grund dieses Artikels in Kraft 
tretende Änderung sowie den Zeit- 
punkt ihres Inkrafttretens mit. 


(7) Jede auf Grund dieses Ar- 
tikels erfolgende Annahme oder 
Erklärung ist der Organisation 
schriftlich zu notifizieren; diese 
notifiziert allen Vertragsregierun- 
gen den Eingang der Annahme 
oder Erklärung. 

13. Der bisherige Wortlaut des Ar- 
tikels XVIII wird durch nach- 
stehenden Wortlaut ersetzt: 

Artikel XVIII 

(1) a) Die Vereinten Nationen 

als Verwaltungsmacht 
eines Hoheitsgebiets oder 
jede für die internationa- 
len Beziehungen eines 
Hoheitsgebiets verant- 
wortliche Vertragsregie- 
rung treten mit diesem 
Hoheitsgebiet sobald wie 
möglich in Konsultationen 
ein mit dem Ziel, dieses 
Übereinkommen auf das 
betreffende Hoheitsgebiet 
zu erstrecken; sie können 
jederzeit durch eine an 
das Büro gerichtete schrift- 
liche Notifikation er- 
klären, daß das Überein- 
kommen auf das betref- 
fende Hoheitsgebiet er- 
streckt wird. 

b) Dieses Übereinkommen 
wird auf das in der Noti- 
fikation bezeichnete Ho- 
heitsgebiet vom Tag des 
Eingangs dieser Notifika- 
tion oder von einem an- 
deren darin angegebenen 
Tag an erstreckt. 

(2) a) Die Vereinten Nationen 

als Verwaltungsmacht 
eines Hoheitsgebiets oder 
alle Vertragsregierungen, 
die eine Erklärung nach 
Absatz 1 abgegeben 
haben, können jederzeit 
nach Ablauf von fünf 
Jahren nach dem Zeit- 
punkt, zu dem dieses 
Übereinkommen auf ein 
Hoheitsgebiet erstreckt 
wurde, nach Konsultierung 
des betreffenden Hoheits- 
gebiets durch eine an das 
Büro gerichtete schriftliche 
Notifikation erklären, daß 
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territory declare that the 
Convention shall cease 
to extend to any such 
territory named in the 
notification. 

(b) The present Convention 
shall cease to extend to 
any territory mentioned 
in such notification one 
year, or such longer peri- 
od as may be specified 
therein, after the date of 
receipt of the notification 
by the Bureau, 


(3) The Bureau shall inform all 
the Contracting Governments of 
the extension of the present Con- 
vention to any territory under 
Paragraph (1) of this Article, and 
of the termination of any such 
extension under the provisions of 
Paragraph (2) stating in each case 
the date froin which the Conven- 
tion has becn or will cease to be 
so extended. 

14. The existing text of Annex A to 
the Convention is replaced by the 
foilowing: 


ANNEX A 

Prohibited Zones 

(1) All sea areas within 50 miles 
from the nearest fand shall be 
prohibited zones. 

For the purposes of this Annex, 
the term 'Trom the nearest land" 
means "from the base-line from 
which the territorial sea of the 
territory in question is established 
in accordance with the Geneva 
Convention on the Territorial Sea 
and the Contiguous Zone, 1958". 

(2) The foilowing sea areus, in- 
sofar as they extend more than 
50 miles from the nearest land, 
shall also be prohibited zones: 

(a) Pacific Ocean 

The Canadian Western 
Zone 

The Canadian Western 
Zone shall extend for a 
distance of 100 miles 
from the nearest land- 
along the west coast of 
Canada. 


par une notification ecrite 
au Bureau, que la presente 
Convention cessera de 
s’appliquer audit territoire 
designe dans la notifica- 
tion. 

b) La presente Convention 
cessera de s'appliquer au 
territoire designe dans la 
notification, au bout d un 
an ou de toute autre Pe- 
riode plus longue specihee 
dans la notification ä par- 
tir de la date de reception 
de la notification par le 
Bureau. 

3) Le Bureau doit notifier ä tous 
les Gouvernements contractants 
l'extension de la presente Conven- 
tion a tout territoire, en vertu des 
dispositions du paragraphe 1) du 
present article et la cessation de 
cette extension, on vertu des dis- 
positions du paragraphe 2), en spe- 
cifiant, dans chaque cas, la date 
ä partir de laquelle la presente 
Convention est devenue applica- 
ble ou a cesse de l'etre. 

14. Le texte actucd de Tannexe A de 
la Convention est rcmplace par le 
texte suivant; 


ANNEXE A 

Zones a'interdiction 

1) Toutes les . ones maritimes 
s'etendant sur une largeur de 50 
milles ä partir de la mer la plus 
proche seront des zones interdites. 

Aux fins de la presente annexe, 
l'expression « ä partir de la terre 
la plus proche» signifie «ä partir 
de la ligne de base qui sert a de- 
terminer la mer territoriale du ter- 
ritoire en question conformement 
a la Convention de Geneve de 1958 
sur la mer territoriale et la zone 
contigue ». 

2) Les zones maritimes suivan- 
tes, dans la mesure oü elles s'eten- 
dent a plus de 50 milles ä partir 
de la terre la plus proche, seront 
egalement des zones interdites: 

a) Ocean Pacifique 

Zone occidentale cana- 
dienne 

La Zone occidentale cana- 
dienne s'etendra sur une 
largeur de 100 milles ä par- 
tir de la terre la plus pro- 
che le long de la cöte oc- 
cidcntale du Canada. 


das Übereinkommen auf 
das in der Notifikation 
bezeichncte Hoheitsgebiet 
nicht mehr erstreckt wird. 


b) Dieses Übereinkommen 
wird nach Ablauf eines 
Jahres, nachdem die Noti- 
fikation dem Büro zuge- 
gangen ist, oder nach 
einem längeren, in der 
Notifikation angegebenen 
Zeitabschnitt nicht mehr 
auf das in der Notifika- 
tion bezeichnete Floheits- 
gebiet erstreckt. 

(3) Das Büro setzt alle Vertrags- 
regierungen von der Erstreckung 
dieses Übereinkommens auf ein 
Hoheitsgebiet gemäß Absatz 1 so- 
wie von der Beendigung einer 
solchen Erstreckung gemäß Ab- 
satz 2 in Kenntnis; hierbei gibt sie 
jeweils den Zeitpunkt an, zu dem 
die Erstreckung beginnt oder 
endet. 


14. Der bisherige Wortlaut der An- 
lage A zu dein Übereinkommen 
wird durch nachstehenden Wort- 
laut ersetzt: 


ANLAGE A 

Verbotszonen 

(1) Alle Seegebiete innerhalb 
von 50 Meilen vom nächstgelege- 
nen Land aus sind Verbotszonen. 

Im Sinne dieser Anlage hat der 
Ausdruck vom nächstgelegenen 
Land aus die Bedeutung „von der 
Grundlinie aus, von der aus das 
Küstenmeer des betreffenden Ho- 
heitsgebiets nach Maßgabe des 
Genfer Übereinkommens von 1958 
über das Küstenmeer und die An- 
schlußzone bestimmt wird". 

(2) Die folgenden Seegebiete, so- 
weit sie sich weiter als 50 Meilen 
vom nächstgelegenen Land aus 
erstrecken, gelten gleichfalls als 
Verbotszonen: 

a) Pazifischer Ozean 
Westkanadische Zone 

Die westkanadische Zone 
erstreckt sich entlang der 
Westküste von Kanada in 
einer Entfernung von 100 
Meilen vom nächstgclege- 
nen Land aus. 
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(b) North Atlantic Ocean, 

North Sca and Baltic Sea 

(i) The North-West At- 
lantic Zone 
The North-West At- 
lantic Zone shall 
comprise the sea 

areas within a linc 
drawn from latitude 
38"' 47' north, longi- 
tude 73^^ 43' west to 
latitude 39'^ 58' north, 
longitude 68° 34' 

west thence to lati- 
tude 42° 05' north, 
longitude 64° 37’ 

west thence along 
the east coast of 

Canada at a distance 
of 100 miles from the 
nearest land. 

(ii) The Icelandic Zone 
The Icelandic Zone 
shall extend for a 
distance of 100 miles 
from the nearest 
land along the coast 
of Iceland. 

(iii) The Norwegian, 
North Sea and Baltic 
Sea Zone 

The Norwegian, 
North Sea and Baltic 
Sea Zone shall ex- 
tend for a distance 
of 100 miles from 
the nearest land 
along the coast of 
Norway and shall in- 
clude the wholc of 
the North Sea and 
of the Baltic Sea and 
its Giilfs. 

(iv) The North-East At- 
lantic Zone 

The North-East At- 
lantic Zone shall in- 
clude the sea areas 
within a line drawn 
between the follow- 
ing positions: 


b) Ocean Atlantique nord, 

mer du Nord et mer Balti- 

que 

i) Zone atlantique nord- 
ouest 

La Zone atlantique 
nord-ouest comprendra 
les regions maritimes 
a partir d'une ligne 
tracee depuis latitude 
38° 47' nord, longiUide 
73° 43’ ouest, jusqu'a 
latitude 39° 58' nord, 
longitude 68° 34' ouest, 
de la jusqu’a latitude 
42° 05' nord, longitude 
64° 37’ ouest, et de lä 
le long de la cöte 
orientale du Canada ä 
une distance de 100 
milles de la terre la 
plus proche. 

ii) Zone d'Islande 

La Zone d'Islande 
s'etendra sur une lar- 
geur de 100 milles ä 
partir de la terre la 
plus proche le long de 
la cöte d'Islande. 

iii) Zone norvegienne, mer 
du Nord et mer Balti- 
que 

La Zone norvegienne, 
mer du Nord et mer 
Baltique s'etendra sur 
une iargeur de ICO mii- 
les d partir de la terre 
la plus proche le long 
de la ccMe de Nor- 
vege, et comprendra la 
to lallte de la mer du 
Nord, de la mer Balti- 
que et de ses golfea. 

iv) Zone atlantique nord- 
est 

La Zone atlantique 
nord-est comprendra 
les regions maritimes ä 
l'interieur d'une ligne 
tracee entre les posi- 
tions suivantes: 


b) Nordatlantischer Ozean, 

Nordsee und Ostsee 

i) Nordwestatlantische 
Zone 

Die nordwestatlanti- 
sche Zone umfaßt die 
Seegebiete innerhalb 
einer Linie, die von 
38° 47’ nördlicher Brei- 
te, 73° 43' westlicher 
Länge bis 39° 58' nörd- 
licher Breite, 68° 34' 
westlicher Länge, dann 
bis 42° 05' nördlicher 
Breite, 64° 37' west- 
licher Länge und dann 
entlang der Ostküste 
von Kanada in einer 
Entfernung von 100 
Meilen vom näebat- 
gelcgenen Land aus 
verläuft. 

ii) Isländische Zone 

Die isländische Zone 
erstreckt sich entlang 
der Küste von Island 
in einer Entfernung 
von 100 Meilen vom 
nächstgelegenen Land 
aus. 

iii) Norwegische, Nord- 
und Ostseezone 

Die norw^egische und 
Nord- und Ostseezone 
erstreckt sich entlang 
der Küste von Nor- 
wegen in einer Ent- 
fernung von 100 Mei- 
len vom nächstgclege- 
nen Land aus und um- 
faßt die gesajnte Nord- 
und Ostsee und deren 
Buchten. 

iv) Nordostatlantische 
Zone 

Die nordoslatlantische 
Zone umfaßt die See- 
gebiete innerhalb 
einer Linie, die zwi- 
schen folgenden Punk- 
ten verläuft: 


Latitude 

Longitude 

Latitude 

Longitude 

Breite 

Länge 

62° north 

2° east, 

62° nord 

2° est. 

62° Nord 

2° Ost 

64° north 

00° 

64° nord 

o 

o 

o 

64° Nord 

O 

O 

o 

64° north 

10° west. 

64° nord 

10° ouest. 

64° Nord 

10° West 

60° north 

14° west; 

60° nord 

14° ouest; 

60° Nord 

14° West; 

54° 30' north 

30° wmst, 

54° 30’ nord 

30° ouest. 

54° 30' Nord 

30° West 

53° north 

40° w^est; 

53° nord 

40° ouest; 

53° Nord 

40° West; 

44° 20' north 

40° west, 

44" 20’ nord 

40° ouest. 

44° 20' Nord 

40° West 

44° 20' north 

30° w^est; 

44° 20' nord 

30° ouest; 

44° 20' Nord 

30° West; 

46° north 

20° w'est. 

46° nord 

20° ouest. 

46° Nord 

20° West, 


thence towards Cape 
Finisterre at the in- 
tersection of the 50- 
mile limit. 


et ä partir de lä dans 
la direction du Cap Fi- 
nisterre ä l'intcrsection 
de la limite de 50 inil- 
les. 


dann in Richtung Kap 
Finisterre zum Schnitt- 
punkt mit der 50- 
Meilengrenze. 
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(v) The Spanish Zone 
The Spanish Zone 
shall comprise the 
areas of the Atlantic 
Ocean within a dis- 
lance of 100 miles 
froin the nearest land 
along the coast of 
Spain and shall come 
into Operation on the 
date on which the 
present Convention 
shall have come into 
force in respect of 
Spain. 

(vi) The Portuguese Zone 
The Portuguese Zone 
shall comprise the 
area of the Atlantic 
Ocean within a dis- 
tancc of 100 miles 
from the nearest 
land along the*coast 
of Portugal and shall 
come into Operation 
on the date on which 
the present Conven- 
tion shall have come 
into force in respect 
of Portugal. 

(c) Mediterranean and Adri- 
atic Seas 

The Mediterranean and 
Adriatic Zone 

Tlie Mediterranean and 
Adriatic Zone shall com- 
prisc the sea areas within 
a distance of 100 miles 
from the nearest land 
along the coasts of eacb 
of the territories border- 
ing the Mediterranean 
and Adriatic Seas and 
shall come into Operation 
in respect of each terri- 
tory on the date on which 
the present Convention 
shall have come into 
force in respect of that 
territory. 

(d) Black Sea and Sea of 
Azov 

The Black Sea and Sea of 
Azov Zone 

The Black Sea and Sea 
of Azov Zone shall com- 
prise the sea areas within 
a distance of 100 miles 
from the nearest land 
along the coasts of each 
of the territories border- 
ing the Black Sea and 
Sea of Azov and shall 
come into Operation in 
respect of each territory 
on the dato on which the 
present Convention shall 
have come into force in 
respect of that territory. 
Piovided that the whole 
of the Black Sea and the 
Sea of Azov shall become 


v) Zone espagnole 

La Zone espagnole com- 
prendra les zones de 
Locean Atlantique sur 
une largeur de 100 mil- 
les ä partir de la terre 
la plus proche le long 
de la cöte espagnole, 
et l'interdiction de cet- 
te Zone prendra effet ä 
la date ä laquelle la 
presente Convention 
entrera en vigueur 
pour l'Espagne. 

vi) Zone portugaise 

La Zone portugaise 
comprendra la partie 
de Locean Atlantique 
sur une largeur de 100 
milles a partir de la 
terre la plus proche le 
long de la cote portu- 
gaise, et l'interdiction 
de cette zone prendra 
effet a la date a la- 
quelle la presente Con- 
vention entrera en vi- 
gueur en ce qui con- 
cerne le Portugal, 
c) Mers Mediierrannee et 
Adriatique 

Zone mediterraneenne et 
adriatique 

La Zone mediterraneenne 
et adriatique comprendra 
les regions maritimes sur 
une largeur de 100 milles 
a partir de la terre la plus 
proche le long des cötes 
de chaque territoire bor- 
dant la Mediterranee et la 
mer Adriatique et Linter- 
diction de cette zone pren- 
dra effet ä la date d’entree 
en vigueur de la presente 
Convention pour chacun 
de ces territoires. 


d) Mer Noire et mer d’Azov 

Zone de la mer Noire et 
de la mer d’Azov 

La Zone de la mer Noire et 
de la mer d'Azov com- 
prenclra les regions mariti- 
mes sur une distance de 
100 inilles a partir de la 
terre la plus proche le 
long des cotes de chaque 
territoire bordant la mer 
Noire et la mer d’Azov et 
LinterdicLion de cette zone 
prendra effet ä la date 
ti'cntree en vigueur de la 
piescnU? Convention pour 
chacun de ces territoires, 
elant entendu que la lota- 
litc de la mer Noire et de 
la mer d'Azov deviendra 
Zone interdite a la date a 


v) Spanische Zone 

Die spanische Zone 
umfaßt die Gebiete des 
Atlantischen Ozeans 
entlang der Küste von 
Spanien in einer Ent- 
fernung von 100 Mei- 
len vom nächstgelege- 
nen Land aus und gilt 
von dem Tage an, an 
dem dieses Überein- 
kommen für Spanien 
in Kraft tritt. 


vi) Portugiesische Zone 
Die portugiesische 
Zone umfaßt das Ge- 
biet des Atlantischen 
Ozeans entlang der 
Küste Portugals in 
einer Entfernung von 
100 Meilen vom 
nächstgelegenen Land 
aus und gilt von dem 
Tag an, an dem dieses 
Übereinkommen für 
Portugal in Kraft tritt. 


c) Miltelmeer und Adriati- 
sches Meer 

Mittelmcer- und Adriati- 
sche Zone 

Die Mittelmeer- und Adria- 
tisdie Zone umfaßt die 
Seegebiete entlang den 
Küsten aller Hoheitsge- 
biete, die an das Mittel- 
meer und das Adriatische 
Meer grenzen, in einer 
Entfernung von 100 Mei- 
len vom nächstgelegenen 
Land aus? sie gilt für je- 
des dieser Hoheitsgebiete 
von dem Tag an, an dem 
dieses Übereinkommen 
für das betreffende Ge- 
biet in Kraft tritt. 

d) Schwarzes und Asowsches 
Meer 

Schwarze- und Asowsche- 
Meer-Zone 

Die Schwarze- und Asow- 
sche-Meer-Zone umfaßt 
die Seegebiete entlang 
den Küsten aller Hoheits- 
gebiete, die an das 
Schwarze und Asowsclie 
Meer grenzen, in einer 
Entfernung von 100 Mei- 
len vom nächstgelegenen 
Land aus; sie gilt lür je- 
des dieser Hoheitsgebiete 
von dem Tag an, an dem 
dieses Ldrereiukomnien 
liir das betreffende Gebiet 
iriKratt tritt. Hierln^i wird 
unterstellt, daß das 
Schwarze und das Asow- 
sche Meer insgesamt \T)n 
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a prohibited zone on the 
date on which the present 
Convention shall have 
come into force in respect 
of Roumania and the 
Union of Sovict Socialist 
Republics. 

(e) Red Sea 

The Red Sea Zone 
The Red Sea Zone shall 
comprise the sea areas 
within a distance of 100 
miles from the nearest 
land along the coasts of 
each of the territories 
bordering the Red Sea 
and shall come into Ope- 
ration in respect of each 
territory on the date on 
which the present Con- 
vention shall have come 
into force in respect of 
that territory. 

(f) Persian Gulf 

(i) The Kuwait Zone 
The Kuwait Zone 
shall comprise the 
sea area within a 
distance of 100 miles 
from the nearest land 
along the coast of 
Kuwait. 

(ii) The Saudi Arabian 
Zone 

The Saudi Arabian 
Zone shall comprise 
the sea area within 
a distance of 100 
miles from the nearest 
land along the coast 
of Saudi Arabia and 
shall come into Ope- 
ration on the date on 
which the present 
Convention shall 
have come into force 
in respect of Saudi 
Arabia. 

(g) Arabian Sea, Bay of Ben- 
gal and Indian Ocean 

(i) The Arabian Sea 
Zone 

The Arabian Sea 
Zone shall comprise 
the sea areas within 
a line drawn be- 
tween the following 
positions: 

Latitude Longitude 
23° 33’ north 68° 20' east, 
23° 33' north 67° 30' east; 
22° north 68° east, 

20° north 70° east; 

18° 55' north 72° east, 

15° 40’ north 72° 42' east; 

8° 30’ north 75° 48' east, 
7° 10' north 76° 50' east; 
7° 10' north 78° 14' east, 
9° 06' north 79° 32' east, 


laquelle la Convention en- 
trera en vigueur ä la fois 
pour la Roumanie et l'U.R. 
S.S. 


e) Mer Rouge 

Zone de la mer Rouge 
La Zone de la mer Rouge 
comprendra les regions 
maritimes sur une largeur 
de 100 milles ä partir de 
la terre la plus proche le 
long des cötes de chaque 
territoire bordant la mer 
Rouge et l’interdiction de 
cette Zone prendra effet ä 
la date d'entree en vigueur 
de la Convention pour 
chacun de ces territoires. 


f) Golfe Persique 

i) Zone de Koweit 

La Zone de Kowe'it 
comprendra la region 
maritime sur une lar- 
geur de 100 milles ä 
partir de la terre la 
plus proche le long de 
la cote de Koweit. 

ii) Zone de l'Arabie seoii- 
dite 

La Zone de l’Arabie 
seoudite comprendra la 
region maritime sur 
une largeur de 100 mil- 
les ä partir de la terre 
la plus proche le long 
de la cöte de l'Arabie 
seoudite, et l'interdic- 
tion de la zone pren- 
dra effet ä la date ä 
laquelle la presente 
Convention entrera en 
vigueur pour l’Arabie 
seoudite. 

g) Mer d'Arabie, golfe du 
Bengale et ocean Indien 

i) Zone de la mer d'Ara- 
bie 

La Zone de la mer d'A- 
rabie comprendra les 
regions maritimes si- 
tuees ä Linteneur 
d'une ligne tracee en- 
tre les positions sui- 
vantes: 


Latitude 

Longitude 

23° 33’ nord 

68° 20' est, 

23° 33' nord 

67° 30' est; 

22° nord 

68° est, 

20° nord 

70° est; 

18° 55' nord 

72° est, 

15° 40' nord 

72° 42' est; 

8° 30' nord 

75° 48' est, 

7° 10' nord 

76° 50' est, 

7° 10' nord 

78° 14' est. 

9° 06' nord 

79° 32' est. 


dem Tag an Verbotszone 
werden, an dem dieses 
Übereinkommen für Ru- 
mänien und die Union der 
Sozialistischen Sowjetre- 
publiken in Kraft tritt. 

e) Rotes Meer 

Rote-Meer-Zone 
Die Rote-Meer-Zone um- 
faßt die Seegebiete ent- 
lang den Küsten aller 
Hoheitsgebiete, die an das 
Rote Meer grenzen, in 
einer Entfernung von 100 
Meilen vom nächstgelege- 
nen Land aus; sie gilt für 
jedes dieser Hoheitsge- 
biete von dem Tag an, an 
dem dieses Übereinkom- 
men für das betreffende 
Gebiet in Kraft tritt. 

f) Persischer Golf 

i) Kuwait-Zone 

Die Kuwait-Zone um- 
faßt das Seegebiet 
entlang der Küste von 
Kuwait in einer Ent- 
fernung von 100 Mei- 
len vom nächstgelege- 
nen Land aus. 

ii) Saudiarabische Zone 

Die saudiarabische 
Zone umfaßt das See- 
gebiet entlang der 
Küste von Saudi-Ara- 
bien in einer Entfer- 
nung von 100 Meilen 
vom nächstgelegenen 
Land aus; sie gilt von 
dem Tag an, an dem 
dieses Übereinkom- 
men für Saudi-Arabien 
in Kraft tritt. 


g) Arabisches Meer, 

Golf von Bengalen und 
Indischer Ozean 
i) Arabische-Meer-Zone 

Die Arabische-Meer- 
Zone umfaßt die See- 
gebiete innerhalb 
einer Linie, die zwi- 
schen folgenden Punk- 
ten verläuft: 

Breite Länge 

23° 33' Nord 68° 20' Ost 
23° 33’ Nord 67° 30' Ost; 
22° Nord 68° Ost 
20° Nord 70° Ost; 

18° 55' Nord 72° Ost 
15° 40’ Nord 72° 42' Ost; 
8° 30' Nord 75° 48' Ost 
7° 10' Nord 76° 50’ Ost; 

7° 10' Nord 78° 14' Ost 
9° 06' Nord 79° 32’ Ost; 
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and shall come into 
Operation on the 

date on which the 
present Convention 
shall have come into 
force in respect of 
India, 

(ii) The Bay of Bengal 
Coastal Zone 

The Bay of Bengal 
Coastal Zone shall 
comprise the sea 

areas between the 

nearest land and a 
line drawn between 
the following po- 

sitions: 

Latitudc LongiLude 

10" 15’ north 80^ 50' east, 

14° 30’ north 81° 38’ cast; 

20° 20' north 88° 10' east, 

20° 20' north 89° east, 

and shall come into 
Operation on the date 
on v/hich the present 
Convention shall 
have come into force 
in respect of India. 

(iii) The Malagasy Zone 
The Malagasy Zone 
shall comprise the 
sea area within a 
distance of 100 miles 
froin the nearest land 
dlong the coast of 
Madagascar west of 
the nieridians of 
Cape d'Ambre in the 
north and of Cape 
Ste. Marie in the 
South and within a 
distance of 150 miles 
from the nearest land 
along the coast of 
Madagascar east of 
these meridians, and 
shall come into Ope- 
ration when the 
present Convention 
shall have come into 
force in respect of 
Madagascar. 


et l'interdiction de la 
Zone prendra effet ä la 
date a laquelle la pre- 
sente Convention en- 
trera en vigueur pour 
rinde. 


ii) Zone cötiere du golfe 
du Bengale 

La Zone cötiere du gol- 
fe du Bengale com- 
prendra les regions ma- 
ritimes situees entre la 
terre la plus proche et 
une ligne tracee entre 
les positions suivantes: 


Latitude 
10° 15' nord 
14° 30' nord 
20° 20’ nord 
20° 20' nord 


Longitude 
80° 50' est, 
81° 38' est; 
88° 10’ est, 
89° CSt, 


et l’interdiction pien- 
dra effet ä la date ä 
lacjuelle la presente 
Convention entrera en 
vigueur pour Linde. 


iii) Zone de Madagascar 
La Zone de Madagas- 
car comprendra la re- 
gion maritime sur une 
largeiir de 100 miiles 
depuis la terre la plus 
proche le long de la 
cöte de Madagascar ä 
l’ouest du meridien du 
Cap d'Ambre au nord 
et du Cap Ste Marie 
au sud, et sur une lar- 
geur de 150 milles de- 
puis la terre la plus 
proche le long de la 
Güte de Madagascar a 
l'e.st de ces meridicns, 
et l’interdiction de cet- 
te Zone prendra effet ä 
la date a laquelle la 
presente Convention 
entrera en vigueur 
pour Madagascar. 


sie gilt von dem Tag 
an, an dem dieses 
Übereinkommen für 
Indien in Kraft tritt. 


ii) Küstenzone des Golfs 
von Bengalen 
Die Küstenzone des 
Golfs von Bengalen 
umfaßt die Seegebiete 
zwischen dem nächst- 
gelegenen Land und 
einer Linie, die zwi- 
schen folgenden Punk- 
ten verläuft: 

Breite Länge 

10° 15' Nord 80° 50' Ost 
14° 30' Nord 81° 38' Ost; 
20° 20’ Nord 88° 10’ Ost 
20° 20’ Nord 89° Ost; 

sie gilt von dem Tag 
an, an dem dieses 
Übereinkommen für 
Indien in Kraft tritt. 


iii) Madagassische Zone 

Die madagassische 
Zone umfaßt das See- 
gebict entlang der 
Küste von Madagas- 
kar westlich der Län- 
genkreise von Kap 
d'Ambre im Norden 
und Kap St. Maria im 
Süden in einer Ent- 
fernung von 100 Mei- 
len vom nächstgelege- 
nen Land aus und ent- 
lang der Küste von 
Madagaskar östlich 
der genannten Län- 
genkreise in einer 
Entfernung von 150 
Meilen vom nächstge- 
legenen Land aus; sie 
gilt von dem Tag an, 
an dem dieses Über- 
einkommen für Mada- 
gaskar in Kraft tritt. 


(h) Australia 

The Australian Zone 
The Australian Zone shall 
comprise the sea area 
within a distance of 150 
miles from the nearest 
land along the coasts of 
Australia, except off the 
north and west coasts of 
the Australian mainland 
between the point op- 
posite Thursday Island 
and the point on the 
west coast at 20° south 
latitude. 


h) Australie 

Zone australienne 
La Zone australienne com- 
prendra la region mariti- 
me sur une largeur de 150 
milles ä partir de la terre 
la plus proche le long des 
cötes de l’Australie ex- 
cepte au large des cötes 
septentrionale et occiden- 
tale du continent austra- 
lien, entre le point situe 
en face de Eile Thursday 
Island et le point de la 
cöte occidentale latitude 
20° sud. 


h) Australien 

Australische Zone 
Die australische Zone um- 
faßt das Seegebiet entlang 
den Küsten von Austra- 
lien in einer Entfernung 
von 150 Meilen vom 
nächstgelegenen Land aus, 
mit Ausnahme des Ge- 
biets vor der Nord- und 
Westküste des australi- 
schen Festlands zwischen 
dem Punkt gegenüber der 
Thursday-Insel und dem 
Schnittpunkt des 20. Brei- 
tenkreises mit der west- 
australischen Küste, 
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(3) (a) Any Contracting Govern' 
ment may propose: 


(i) the reduction of any 
Zone off the coast of 
any of its territories; 

(ii) the extension of any 
such Zone to a maxi- 
mum of 100 miles 
from the nearest land 
along any such coast, 


3) a) Chaque Government con- 
tractant peut proposer: 


i) la reduction de toute 
Zone le long de la cöte 
de Tun quelconque de 
ses territoires; 

ii) l’extension de toute Zo- 
ne de ce genre jusqu'ä 
un maximum de 100 
milles de la terre la 
plus proche le long de 
la cöte en question. 

Le Gouvernement contrac- 
tant fera une declaration ä 
cette fin et la reduction ou 
l'extension prendra effet 
apres l'expiration dune Pe- 
riode de six mois ä coinp- 
ter de la date de cette de- 
claration, ä moins que Tun 
des Gouvernements con- 
tractants ait, au moins 
deux mois avant l'expira- 
tion de cette periode, fait 
une declaration selon la- 
quelle il n'accepte pas la 
reduction ou l'extension 
en question, soit en raison 
des risques causes aux 
poissons et aux organis- 
mes marins dont ils se 
nourrissent, soit parce que 
ses interets en seraient af- 
fectes du fait de la proxi- 
mite de ses cötes ou en 
raison du fait que ses na- 
vires font du commerce 
dans ladite region. 


(3) a) Jede Vertragsregierung 
kann durdi Abgabe einer 
entsprechenden Erklärung 
Vorschlägen, 

i) jede vor der Küste 
eines ihrer Hoheitsge- 
biete gelegene Zone 
einzuschränken, 

ii) jede derartige Zone 
auf höchstens 100 Mei- 
len vom nächstgelege- 
nen Land aus zu er- 
weitern; 

die Einschränkung oder 
Erweiterung tritt sechs 
Monate nach Abgabe der 
Erklärung in Kraft, sofern 
nicht eine Vertragsregie- 
rung spätestens zwei Mo- 
nate vor Ablauf dieser 
Frist erklärt, daß nach 
ihrer Auffassung das Le- 
ben der Vögel bedroht ist 
und schädliche Wirkungen 
auf Fische und die ihnen 
als Nahrung dienenden 
Lebewesen des Meeres zu 
erwarten sind oder daß 
die Interessen der betref- 
fenden Vertragsregierung 
wegen der Nähe ihrer 
Küsten oder wegen des 
eigenen Schiffsverkehrs in 
dem betreffenden Gebiet 
berührt werden, und daß 
sie daher der Einschrän- 
kung oder Erweiterung 
nicht zustimmt. 


by making a declaration 
to that effect and the re- 
duction or extension shall 
come into force after the 
expiration of a period of 
six months after the de- 
claration has been made, 
unless any one of the 
Contracting Governments 
shall have made a de- 
claration not less than 
two months before the 
expiration of that period 
to the effect that it con- 
siders that the destriic- 
tion of birds and adverse 
effects on fish and the 
marine organisms on 
which they feed would 
be likely to occur or 
that its Interests are af- 
fected either by reason 
of the proximity of its 
coasts or by reason of 
its ships trading in the 
area, and that it does not 
accept the reduction or 
extension, as the case 
may be. 

(b) Any declaration under 
this Paragraph shall be 
made by a notification 
in writing to the Organ- 
ization which shall notify 
all Contracting Govern- 
ments of the receipt of 
the declaration. 

(4) The Organization shall pre- 
pare a set of charts indicating the 
extent of the prohibited zones in 
force in accordance with Para- 
graph (2) of this Annex and shall 
issue amendments thereto as may 
be necessary. 

15. The following changes to be made 
in Annex B to the Convention: 

1. Throughout the Annex replace 
the words "Identity nunibers of 
tank(s)" by "Identity numbers 
of tank(s) concerned". 

2. In Form I (a) replace the words 
"Place or position of ship" by 
"Place or position of ship at 
time of discharge". 


b) Toute declaration faite aux 
termes du present paragra- 
phe fera l’objet d'une no- 
tification ecrite ä l’Orga- 
nisation qui informera tous 
les Gouvernements con- 
tractants de la reception 
de cette declaration. 

4) L’ Organisation etablira des 
cartes indiquant l'etendue des zo- 
nes interdites conformement au 
paragraphe 2) de la presente an- 
nexe et publiera des amendements 
dans la mesure necessaire. 


15. Les modifications suivantes doi- 
vent etre apportees ä l'annexe B 
de la Convention: 

1. Dans toute l'annexe B, rempla- 
cer les mots «numero d'ordre 
de la (des) citerne(s) » par «nu- 
mero d’ordre de la (des) citer- 
ne(s) en cause». 

2, Dans le formulaire I a), rempla- 
cer les mots « emplacement ou 
Position du navire» par «em- 
placement ou Position du navire 
au moment du rejet». 


b) Jede nach diesem Buch- 
staben erfolgende Erklä- 
rung ist der Organisation 
schriftlich zu notifizieren; 
diese notifiziert ihrerseits 
allen Vertragsregierungen 
den Eingang der Erklä- 
rung. 

(4) Die Organisation arbeitet 
einen Satz Karten aus, in denen 
die nach Absatz 2 bestehenden 
Verbotszonen eingetragen sind, 
und gibt erforderlichenfalls dies- 
bezügliche Änderungen heraus. 


15. An Anlage B zu dem Übereinkom- 
men sind folgende Änderungen 
vorzunehmen: 

1. In der gesamten Anlage sind die' 
Worte „Kennziffern der Tanks" 
durch „Kennziffern der betref- 
fenden Tanks" zu ersetzen. 

2. In Muster I a ist das Wort 
„Schiffsort" durch die Worte 
„Schiffsort während des Ben- 
zens" zu ersetzen. 
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3. In Form I (d) and Form II (a) and 
(b) replace the words 'Tiace or 
Position of ship" by "Place or 
Position of ship at time of dis- 
posai". 

4. In Form I (c) add a new line 17 
ds follows: "17. Approximate 
quantities of water discharged" 
and re-niimber lines in (ü) 18 
to 20. 

5. Delcte the words "from ship" 
in the headings of Forms I (d) 
and II (b). 

6. Tn Form III replace the words 
"Pldce or Position of ship" by 
"Place or position of ship at 
time of occurrence". 


3. Dans le forinuiaire Id) et dans 
les formulaires II a) et b), rem- 
placer les inots « emplacement 
et Position du navire» par « em- 
piacement et position du navire 
au inoment du rejet», 

4. Dans ie formulaire Ic), ajouter 
la nouvelle ligne 17 suivante: 
17. Quantite approximative 
(1 eau rejetee» et modifier en 
consequence les numeros 18 ä 
20 du paragraphe (d). 

5. Slipprimer les mots «par le na- 
vire» dans le titre du formu- 
laire Id) et du formulaire lib). 

6. Dans le formulaire III, rernpla- 
cer les mots « emplacement et 
Position du navire» par « em- 
placement et position du navire 
au moment de Fevenement». 


3. In Muster I d und Muster II a 
und b ist das Wort „Schiffsort" 
durch „Schiffsort während der 
Abgabe" zu ersetzen. 


4. In Muster I c ist folgende Zeile 
17 hinzuzufügen: „17. Ungefähre 
.Menge des gelenzten Wassers"; 
die Zeilen unter d sind von 18 
bis 20 neu zu numerieren. 

5. In den Überschriften der Muster 
J d und II b sind die Worte „des 
Schiffes" zu streichen. 

6. In Muster ITI ist das Wort 
„Schiffsort" durch „Schiffsort 
während des Vorfalles" zu er- 
setzen. 
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Denkschrift 


Das am 12. Mai 1954 in London abgeschlossene 
Übereinkommen zur Verhütung der Verschmutzung 
der See durch öl, dem die Bundesrepublik mit Ge- 
setz vom 21. März 1956 (Bundesgesetzbi.il S. 379) 
zugestimmt hat, dient dem Zweck, die Küsten — 
hier insbesondere die Seebäder — und die maritime 
Vogelwelt vor Schäden zu bewahren, die entstehen 
können, wenn Seeschiffe Ölrückstände in die See 
abiassen. Wegen der näheren Einzelheiten dieses 
Übereinkommens sei auf das genannte Zustim- 
mungsgesetz und die BT-Drucksache 1990 der 

2. Wahlperiode hingewiesen. Das am 26. Juli 1958 in 
Kraft getretene Übereinkommen haben nach dem 
Stande vom 23. August 1963 bisher 22 Staaten rati- 
fiziert; es sind dies in der Reihenfolge der Ratifizie- 
rung: das Vereinigte Königreich, Mexiko, Schweden, 
die Bundesrepublik, Dänemark, Kanada, Norwegen, 
Irland, Belgien, Frankreich, die Niederlande, Finn- 
land, Polen, die USA, Kuwait, Island, Liberia, Ghana, 
Australien, die Vereinigte Arabische Republik, Jor- 
danien und die Dominikanische Republik. 

Einige Staaten hatten von der Ratifizierung des 
Übereinkommens noch Abstand genommen, weil 
sie Änderungen des Vertragstextes wünschten. An 
Änderungen war auch vielen Vertragsstaatön ge- 
legen, die den Schutz ihrer Küsten vor Ölverschmut- 
zungen zu verstärken wünschten. Die Zwischenstaat- 
liche Beratende Seeschiffahrtsorganisation (Inter- 
governmental Marifime Consultative örganization 
— IMCÖ), welche die im Rahmen des Übereinkom- 
mens anfallenden Geschäftsführungsaufgaben vom 
Vereinigten Königreich übernommen hatte, lud da- 
her alle in Betracht kommenden Schiffahrtsnationen 
und Küstenstaaten zu einer Konferenz ein. Die Kon- 
ferenz fand vom 26. März bis 13. April 1962 in Lon- 
don statt. Die Vollversammlung hatte zunächst zu 
klären, ob man das Übereinkommen von 1954 durch 
ein ganz neues Übereinkommen ersetzen oder es in 
dem in Artikel XVI Abs. 3 vorgesehenen Verfahren 
lediglich ändern solle. Nach eingehender Diskussion 
entschloß man sich auf Vorschlag des Vereinigten 
Königreichs zur Änderung des Übereinkommens von 
1954, weil man auf diesem Wege mit einer schnelle- 
ren Realisierung der beschlossenen Änderungen rech- 
nen konnte. Zu diesem Zweck hatte die IMCÖ vor- 
sorglich nach Artikel XVI Abs. 3 Unterabsatz b auch 
die bisherigen Vertragsstaaten zu einer gleichzeitig 
stattfindenden Sonderkonferenz eingeladen. Die auf 
der Konferenz aller Teilnehmerstaaten beschlosse- 
nen Änderungen wurden anschließend dieser Son- 
derkonferenz der damals 17 Vertragsstaaten zur An- 
nahme überwiesen. Die Schlußakte der Sonderkon- 
ferenz bildet den Gegenstand des vorliegenden Ge- 
setzentwurfs. 

Wie 1954 stand zur Erörterung 

1. welche Schiffe den Verbotsvorschriften unterlie- 
gen sollten, 

2. in welchen Seegebieten (Verbotszonen) das Ab- 
lassen von öl verboten sein sollte, 


3. auf welche Arten von öl das Ablaßverbot er- 
streckt werden sollte, 

4. die Bordeinrichtungen, die das Ablassen von öl 
verhindern (Ölwasserseparatoren; Einrichtungen, 
die das Eindringen von Öl in die Schiffsbilgen 
verhindern), 

5. die Errichtung von Auffanganlagen in den für 
Tankschiffe in Betracht kommenden Lösch- und 
Ladehäfen, den Reparaturhäfen und den sonsti- 
gen für die Handelsschiffahrt wichtigen Häfen, 

6. das Führen besonderer öltagebücher, 

7. die Verfolgung von Zuwiderhandlungen gegen 
die Verbote des Übereinkommens, 

8. die formellen Vorschriften über den Beitritt zum 
Übereinkommen, sein Inkrafttreten, seine Ände- 
rung usw. 

Das geänderte Übereinkommen sieht nunmehr zu 

den oben genannten Punkten folgende Regelungen 

vor: 

1. Das Übereinkommen gilt grundsätzlich für alle 
Arten von Schiffen, welche die Flagge eines Ver- 
tragsstaates führen; ausgenommen sind nur 

a) Tankschiffe unter 150 BRT, 

b) andere Schiffe unter 500 BRT, 

c) Kriegsschiffe und Schiffe, die als Kriegshilfs- 
schiffe verwendet werden, 

d) Walfangschiffe, solange sie im Fanggebiet ein- 
gesetzt sind. 

Der neugefaßte Artikel II bringt damit — von 
einigen redaktionellen Verbesserungen abge- 
sehen — im wesentlichen zwei Verschärfungen. 
Die wichtigste ist die Einbeziehung der Tanker 
mit einem Bruttoraumgehalt von 150 bis 500 BRT. 
Von Bedeutung ist aber ferner, daß das Überein- 
kommen, mit den oben genannten Ausnahmen, 
jetzt auch für unregistrierte Schiffe gilt, also 
namentlich die Staatsschiffe und die Schiffe, 
denen ein Vertragsstaat das Recht zur Führung 
seiner Flagge nicht mit der Registrierung, son- 
dern mit besonderem Verwallungsakt verleiht 
(nach deutschem Recht die Schiffe, denen vor der 
Registrierung vorläufig ein Flaggenzeugnis er- 
teilt wird oder denen, obwohl der Eigentümer ein 
Ausländer ist, unter bestimmten Voraussetzun- 
gen das Recht zur Führung der Bundesflagge ver- 
liehen wird — vgl. § 3 Abs. 3, §§ 10 und 11 des 
Flaggenrechtsgesetzes. Für die oben unter a) bis cj 
genannten Schiffe, für welche das Übereinkom- 
men nicht gilt, sollen die Vertragsstaaten durch 
geeignete nationale Maßnahmen sicherstellen, 
daß die Grundsätze des Übereinkommens in an- 
gemessenem Umfang auch von diesen Schiffen 
beachtet werden. 
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2. Bei den Seegebieten, in denen das Ablassen von 
öl verboten sein soll (Verbotszonen), sind die 
wichtigsten Änderungen eingetreten. Während 
Artikel 111 des Übereinkommens von 1954 für 
Tanker und Nichttanker unterschiedliche Verbots- 
zonen vorsah, ist man jetzt für beide Schiffskate- 
gorien zu einheitlich begrenzten Verbotszonen 
gelangt. Da bisher Zweifel bestanden, von wel- 
chen Landmarken aus die Verbotszonen zu mes- 
sen sind, hat man auf Grund eines deutschen Vor- 
schlags als innere Grenze die Linie bestimmt, die 
nach dem Genfer Übereinkommen von 1958 über 
das Küstenmeer und die Anschlußzone als Basis- 
linie für die Bemessung der Breite des Küsten- 
meeres dient. 

Vor den am meisten gefährdeten Küsten sind, wie 
nachstehende Aufstellung zeigt, die Verbots- 
zonen wesentlich verbreitert worden. Man ist da- 
bei unterschiedlich verfahren; Für Staaten, die 
das Übereinkommen bereits ratifiziert haben, tre- 
ten die im Übereinkommen vorgesehenen breite- 
ren Verbotszonen mit dem Inkrafttreten der 
neuen Änderungen ohne weiteres in Kraft; für 
die durch breitere Verbotszonen begünstigten 
Küstenstaaten, die noch nicht ratifiziert haben, 
treten die Änderungen jedoch erst 3 Monate nach 
Hinterlegung der Ratifizierungsurkunde in Kraft 
— ein kräftiger Anreiz für den baldigen Beitritt 
weiterer Staaten. 

Für die bisherigen Mitgliedstaaten (siehe die 
obige Aufzählung) kommen folgende Verbreite- 
rungen der Verbotszonen in Betracht: 

a) Für die Anliegerstaaten der Nord und Ostsee 
— also namentlich auch für die Bundesrepu- 
blik — ist es zu begrüßen, daß nunmehr die 
gesamte Nordsee und die gesamte Ostsee zur 
Verbotszone erklärt worden sind (von der Ein- 
beziehung der Ostsee profitiert zunächst auch 
noch die UdSSR, die noch nicht Vertragsstaat 
geworden ist). 

b) Eine Breite von 100 sm haben auch die Ver- 
botszonen vor den Küsten von Island und 
Norwegen. 

c) Der West- und der Ostküste von Kanada ist 
eine 100 sm breite Verbotszone vorgelagert; 
auch im Nordosten der USA-Küste ist die Ver- 
botszone verbreitert worden. 

d) Für das Vereinigte Königreich, Irland und 
Frankreich ist die erweiterte Verbotszone im 
Nord-Ost-Atlantik von Bedeutung; sie ist vom 
30. bis zum 40. Grad westlicher Länge vorge- 
trieben worden. 

e) Kuwait ist mit seiner kurzen Küste im Per- 
sischen Golf mit einer 100 sm breiten Verbots- 
zone geschützt. 

Verbreiterte Verbotszonen, die erst nach dem 
Beitritt der betreffenden Küstenstaaten in Kraft 
treten, sind die folgenden: 

a) An den Küsten Portugals und Spaniens ver- 
breitert sich die Verbotszone auf 100 sm. 

b) Dasselbe gilt für alle Anliegerstaaten des Mit- 
telländischen und Adriatischen Meeres. Da von 


diesen Staaten bisher nur Frankreich ratifiziert 
hat, wird beim Inkrafttreten der Änderungen 
nur die französische Mittelmeerküste automa- 
tisch durch eine breitere Verbotszone ge- 
schützt sein. 

c) 100 sm breite Verbotszonen sind auch für die 
Anliegerstaaten des Schwarzen Meeres vor- 
gesehen. Sobald die UdSSR und Rumänien 
Mitgliedstaaten geworden sind, soll darüber 
hinaus das gesamte Schwarze Meer einschließ- 
lich des Asowschen Meeres Verbotszone 
werden. 

d) 100 sm breite Verbotszonen sind ferner vor- 
gesehen für die Anliegerstaaten des Roten 
Meeres und des Persischen Golfes sowie für 
Saudiarabien bezüglich seiner Südostküste. 

e) Für Indien sind verbreiterte Verbotszonen 
vorgesehen im Nordwesten zwischen den Buch- 
ten von Kutch und Cambay, an der Südspitze 
Vorderindiens und längs der Ostküste. 

f) Madagaskar erhält ebenfalls breitere Verbots- 
zonen, die an seiner Westküste 100 sm und an 
seiner Ostküste 150 sm breit sein werden. 

Einen Sonderfall stellt Australien dar. Für den 
größten Teil seiner Küsten verbreitert sich die 
jetzige Verbotszone sofort iuf 150 sm, obgleich 
Australien das Übereinkoirmen noch nicht ratifi- 
ziert hat. 

Neben den oben erläuUrten allgemeinen Ver- 
botszonen bringt das Übereinkommen für größere 
Neubauten, d. h. Schiffe 7on mehr als 20 000 BRT, 
die nach dem Inkrafttreten der Änderungen ge- 
baut werden,- eine noch weitergehende Einschrän- 
kung. Für diese Schiffe ist nämlich die gesamte 
See Verbotszone. Sie dürfen an keiner Stelle des 
Meeres Ol ablassen, müssen also — ganz gleich, 
ob Tanker oder Nichttanker — so eingerichtet 
sein, daß sie Ölrückstände an Bord behalten 
können. Hält es der Kapitän eines solchen Schiffes 
aus besonderen Umständen für unumgänglich, 
Ölrückstände in die See abzulassen, so sind jeden- 
falls die allgemeinen Verbotszonen zu beachten. 
Ferner ist eine besondere Meldung an die Regie- 
rung des Flaggenstaates zu erstatten. Diese Re- 
gierung ist wiederum verpflichtet, über alle der- 
artigen Sonderfälle jährlich an die IMCO zu 
berichten (vgl. Ärtikel III Äbs. c neuer Fassung). 
Im wesentlichen unverändert ist die Bestimmung 
geblieben, daß ein Vertragsstaat vorschlagen 
kann, die Verbotszone vor seinen Küsten zu ver- 
ringern oder sie bis auf 100 sm zu verbreitern. 

Die IMCO hat Karten herauszugeben, welche die 
Grenzen der einzelnen Verbotszonen angeben 
sollen. Die Änderungen der Verbotszonen sollen 
durch Ergänzungskarten kenntlich gemacht wer- 
den. 

3. Unter das Ablaßverbot fallen Rohöl, Heizöl, 
schweres Dieselöl und Schmieröl, ferner alle Öl- 
wassergemische, bei denen eine der genannten 
Olarten mehr als 0,01 vom Hundert des Gemi- 
sches ausmacht. 
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Zu 2. und 3. 

Mit den unter 2. und 3. erläuterten Vorschriften des 
Übereinkommens, die das Ablassen bestimmter öb 
Sorten in bestimmten Seegebieten verbieten, sind nur 
die Grundsätze aufgezeigt. Das Übereinkommen 
sieht aber auch einige für die Praxis wichtige Aus- 
nahmen vor: 

a) Allgemeine Ausnahmen enthalten Artikel IV und 

Artikel V Abs. b. Danach ist nicht verboten 

aa) das Ablassen von Öl zur Beruhigung des 
Wellenganges bei Rettungsaktionen; hier ist 
durch eine redaktionelle Änderung klarge- 
stellt, daß die Ausnahme nicht nur fü^ das 
in Gefahr geratene, sondern auch für das 
rettende Schiff gilt; 

bb) in möglichst großer Entfernung von Land das 
Ablassen von Ölrückständen, die bei der 
Reinigung von Heizöl oder Schmieröl an- 
fallen. Während insoweit der alte Wortlaut 
beibehalten worden ist, dürfen die festen 
Rückstände, die sich an den Wänden der 
Ladetanks bilden und auch zusammen mit 
Wasser nicht abgepumpt werden können 
— bisher Artikel IV Abs. c (i) — in den Ver- 
botszonen nicht mehr in die See abgegeben 
werden; 

cc) das Ablassen von Bilgenwasser, das ledig- 
lich Beimengungen von Schmieröl enthält. 
Auch hier neuerdings eine Einengung: Es 
darf sich nur um Schmieröl handeln, das von 
den Maschinenräumen aus in die Bilgen ge- 
langt ist; 

dd) das Ablassen von Öl aus Nichttankern, 
wenn der Hafen, den das Schiff anzulaufen 
hat, nicht mit Auffanganlagen versehen ist, 
wie sie in Artikel VIII für Nichttanker vor- 
gesehen sind. 

b) Für neu beitretende Mitgliedstaaten gibt das 

Übereinkommen noch zwei bedingte und befri- 
stete Ausnahmen: 

aa) Tritt das Übereinkommen für einen neu bei- 
tretenden Staat in Kraft, so brauchen seine 
Schiffe beim Ablassen aller Arten von ölhal- 
tigem Bilgenwasser die allgemeinen Ver- 
botszonen ein Jahr lang noch nicht zu be- 
achten (Artikel V Abs. a). Diese Ausnahme 
gilt für Tanker wie für Nichttanker. 

bb) Nichttanker neu beitretender Staaten sind 
beim Ablassen sonstiger Ölwassergemische 
noch 3 Jahre, nachdem das Übereinkommen 
für den betreffenden Staat in Kraft getreten 
ist, nicht an die Verbotszonen gebunden. Bei 
dieser Vorschrift ist besonders an die älte- 
ren Schiffe zu denken, die bisher leere Heiz- 
öltanks mit Ballastwasser auffüllten. Die 
Trennung von Heizöltanks und Ballasttanks 
kann zeitraubend sein. Andererseits sollen 
neue Vertragsstaaten wegen der benötigten 
Übergangszeit nicht gehindert sein, sofort 
beizutreten, zum.al es für die Nichttanker der 
Vertragsstaaten, die das Übereinkommen 
von 1954 in Gang setzten, eine entsprechende 


Übergangsvorschrift gegeben hatte (vgl. Ar- 
tikel III Abs. 2 des Übereinkommens von 
1954). Um diese Ausnahme Vorschrift ist sehr 
gerungen worden. Sie wird dadurch gemil- 
dert, daß die Schiffe nach ausdrücklicher 
Vorschrift des Übereinkommens auch wäh- 
rend der fraglichen 3 Jahre verpflichtet sind, 
das Öl — wenn überhaupt nötig — in mög- 
lichst großem Abstand von der Küste abzu- 
lassen. 

4. Schon das Übereinkommen von 1954 schrieb be- 
stimmte Bordeinrichtungen vor, die gewährleisten, 
daß beim Abpumpen von Bilgenwasser kein Öl 
ins Meer gelangt. Der diesbezügliche Artikel VII 
ist redaktionell verbessert worden, ln materiel- 
ler Hinsicht bleibt es bei der Vorschrift, daß die 
Schiffe der Vertragsstaaten ein Jahr, nachdem 
das Übereinkommen für sie in Kraft getreten ist, 
zu dem genannten Zweck entweder mit einem Öl- 
wasserseparator oder mit Einrichtungen versehen 
sein müssen, die verhindern, daß Heizöl oder 
schweres Dieselöl in die Bilgen des Schiffes ge- 
langt. Dem Artikel VII ist ein neuer Absatz 2 
angefügt worden, der besagt, daß Heizöltanks 
nach Möglichkeit nicht wechselweise zur Auf- 
nahme von Ballastwasser verwendet werden sol- 
len; eine Vorschrift, die durch die neue Regel 8 
des Kapitels II des Übereinkommens zum Schutze 
des menschlichen Lebens auf See von 1960 er- 
gänzt wird*). 

5. Ganz neu gefaßt sind die Vorschriften des Arti- 
kels VIII über die Auffanganlagen in den Häfen. 
Während dieser Artikel bisher nur für die 
„Haupthäfen" jedes Vertragsstaates Auffangan- 
lagen für die Ölrückstände an Bord von Nichttan- 
kern vorsah und die Vertragsstaaten verpflichtete, 
der IMCO von Zeit zu Zeit mitzuteilen, welche 
seiner Häfen „Haupthäfen" im Sinne dieser Vor- 
schrift seien, haben sich nach der neuen Fassung 
des Artikels VTII die Vertragsstaaten dafür ein- 
zusetzen, daß folgende Anlagen geschaffen 
werden; 

a) In allen Häfen — nicht nur in den Haupt- 
häfen — sollen für den Bedarf der sie anlau- 
fenden Nichttanker Auffanglager vorhanden 
sein, die es ohne nennenswerte Verzögerung 
der Ausreise gestatten, die vorher weitgehend 
vom Wasser separierten Ölrückstände aufzu- 
nehmen. 

b) Die Ölladehäfen sollen entsprechende Anlagen 
für die Tankschiffe haben, 

c) Häfen, in denen Schiffe repariert \verden, sol- 
len entsprechende Anlagen für die Schiffe 
haben, die zu Reparaturzwecken einlaufen. 


*) Kapitel II Regel 8 a. a. O. lautet: 

When ballasting with water is necessary, the water 
baliast should not in general be carried in tanks in- 
tended for oil fuel. In ships in whidi it is not prac- 
ticable to avoid putting water in oil fuel tanks, oily- 
water separater equipment to the satisfaction of the 
Administration shall be fitted, or other alternative 
nieans acceptable to the Administration shall be pro- 
vided für disposing of the oily-water balldst. 
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Die Vertragsstaaten haben zu bestimmen, welche 
Häfen sonach mit Auffanganlagen auszurüsten 
sind. Häfen, die nicht ausreichend ausgerüstet 
sind, laufen Gefahr, von einem anderen Vertrags- 
staat nach der neuen Vorschrift des Artikels VIII 
Abs. 3 der IMCO gemeldet zu werden, die sich 
dann mit dem für den Hafen zuständigen Ver- 
tragsstaat in Verbindung zu setzen hat. 

6. In Artikel IX über das Führen von Öltagebüchern 
sind die bisherigen Vorschriften im einzelnen 
näher ausgeführt und um einige neue Vorschrif- 
ten ergänzt worden. Absatz 1 bringt eine Verein- 
fachung: Ein Öltagebuch ist nicht mehr auf jedem 
unter das Übereinkommen fallenden Schiff zu füh- 
ren, sondern nur noch auf den Schiffen, die öl zum 
Antrieb benutzen, sowie auf Tankern. Das im An- 
hang B des Übereinkommens enthaltene Muster 
eines solchen Öltagebuches ist nur in wenigen 
Punkten von geringer Bedeutung geändert wor- 
den*). Ein neuer Absatz 2 führt genau die einzel- 
nen Maßnahmen auf, die im Öltagebuch vermerkt 
werden müssen (Reinigung von Tanks, Ablassen 
von Ölwassergemischen usw.). Absatz 3, der die 
Führung des Öltagebuches behandelt, enthält in 
einem neuen Satz 1 das Gebot, die Eintragungen 
unverzüglich im Anschluß an die eintragungs- 
bedürftige Maßnahme vorzunehmen. Neu ist auch 
der Absatz 4, der bestimmt, daß das Öltagebuch 
an einem leicht zugänglichen ört an Bord aufbe- 
wahrt werden soll; das Öltagebuch soll 2 Jahre 
nach der letzten Eintragung aufbewahrt werden. 
Der Absatz 5 entspricht wörtlich dem bisherigen 
Absatz 2 und enthält Vorschriften über die Kon- 
trolle des Öltagebuches. 

7. Die Vertragsstaaten sind nach Artikel VI des 
Übereinkommens gehalten, bei der Gestaltung 
nationaler Vorschriften, die Zuwiderhandlungen 
gegen das Übereinkommen unter Strafe stellen, 
bestimmte Grundsätze zu befolgen. Bisher war 
nur zu beachten, daß die vorgesehenen Strafen 
nicht geringer sind als die für die Ölverschmut- 
zung inländischer Gewässer vorgesehenen. Jetzt 
sind noch zwei weitere Grundsätze hinzu getreten: 

a) Strafbar sollen mindestens die Zuwiderhand- 
lungen gegen die Vorschriften der Artikel III 
(Verbotszonen) und IX (Führung der Öltage- 
bücher) sein, eine Forderung, der z. B. das 
deutsche Recht bereits entspricht (vgl. Arti- 
kel VI des Gesetzes über das Internationale 
Übereinkommen zur Verhütung der Ver- 
schmutzung der See durch öl, 1954, in der Fas- 
sung des Änderungsgesetzes vom 13. Septem- 
ber 1961 (Bundesgesetzbl. II S. 1595), 

b) Die angedrohten Strafen sollen so bemessen 
sein, daß sie eine genügende Abschreckungs- 
wirkung haben. 

Ein neuer Absatz 3 sieht ferner vor, daß die 
Regierungen der Vertragschließenden Staaten die 


•} Für die Bundesrepublik enthält Näheres über die Form 
und Führung der Öltagebücher die Verordnung vom 
22. Mai 1959 (Bundesgesetzbl. II S. 560), 


für die einzelnen Zuwiderhandlungen angedroh- 
ten Strafen der IMCO zu melden haben. 

Das Verfahren, das zu beachten ist, wenn ein 
Schiff eines anderen Vertragsstaates bei einer 
Zuwiderhandlung betroffen worden ist, wird in 
Artikel X des Übereinkommens geregelt. Dieser 
Artikel wurde nur redaktionell geändert. 

8. Bei den formellen Vorschriften des Übereinkom- 
mens sind folgende Änderungen zu verzeichnen: 

a) In Artikel XIV ist auf Antrag der USA klar- 
gestellt worden, welche Staaten dem Überein- 
kommen beitreten können. Genannt wurden 
die Staaten, die der UNO oder einer ihrer 
Sonderorganisationen angehören oder dem 
Statut des Internationalen Gerichtshofs unter- 
worfen sind. Dieser numerus clausus wurde 
gegen den Widerstand der Ostblockstaaten 
zur Vermeidung späterer Streitigkeiten über 
die Rechtswirksamkeit von Beitrittserklärun- 
gen beschlossen. 

b) Der Artikel XVI, der das Verfahren bei der 
Änderung des Übereinkommens regelt, wurde 
nach dem Vorbild der Änderungsvorschrift 
des Internationalen Schiffssicherheitsvertrages 
von 1960 grundlegend geändert. Es wird da- 
nach künftig durch Einschaltung der IMCO 
möglich sein, auch dieses Übereinkommen 
ohne die Einberufung besonderer Konferenzen 
den praktischen Bedürfnissen der Entwicklung 
anzupassen, d. h. entsprechend zu ändern. 

c) In Artikel XVIII sind die Absätze 1 und 2 
geändert worden. Sie behandeln die Anwen- 
dung des Übereinkommens auf Schutzgebiete 
und Kolonien. Die Änderungen sind für die 
Bundesrepublik ohne praktische Bedeutung. 

Die allgemeine Konferenz, an der alle eingeladenen 
Staaten teilnahmen, hat neben he oben dargestell- 
ten Änderungen noch 15 Liitschließungen (Resolu- 
tionen) gestellt. Diese Resolutionen, die im zeit- 
lichen Zusammenhang mit der Verkündung des 
vorliegenden Gesetzes im Bundesanzeiger ver- 
öffentlicht werden sollen, geben den Vertragsstaaten 
und der IMCO für ihre weitere Arbeit gewisse 
Richtlinien. 

Nach der Resolution 1 sollen alle vertragschließen- 
den Staaten die Voraussetzung schaffen, um mög- 
lichst bald zu dem wünschenswerten vollkommenen 
Verbot des Ablassens von öl in die See gelangen 
zu können. Der Versuch, schon jetzt im Überein- 
kommen ein Datum zu fixieren, von dem an das 
Ablassen von öl in die See ganz allgemein verboten 
sein soll, hatte noch keinen Erfolg. Immerhin muß 
mit Befriedigung verzeichnet werden, daß heute die 
Reinhaltung der See ganz allgemein als eine dring- 
liche Aufgabe erkannt worden ist, was gegenüber 
der ersten Konferenz des Jahres 1954 einen entschei- 
denden Fortschritt bedeutet. 

Die Resolution 2 enthält einen Aufruf an die Ver- 
tragsstaaten, die beschlossenen Änderungen so bald 
wie möglich anzunehmen. Die IMCÖ ist beauftragt, 
die noch abseits stehenden Staaten zum Beitritt auf- 
zufordern und ihnen bei Bedarf mit Informationen 
und Ratschlägen den Beitritt zu erleichtern. 
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Die Resolution 3 legt den Vertragsstaaten nahe, 
schon vor dem formellen Inkrafttreten der Änderun- 
gen vorläufige Maßnahmen zu ergreifen, welche die 
Befolgung der Vorschriften über 

a) die Bordeinrichtungen, 

b) die Auffanganlagen in Häfen und 

c) soweit wie möglich auch die übrigen Grundsätze 
des Übereinkommens 

sicherstellen. 

Die Resolution 4 legt es den Vertragsstaaten nahe, 
auch Tanker, die nicht unter den neu gefaßten Arti- 
kel III Abs. c fallen — d. h. Tanker unter 20 000 
BRT — zu verpflichten, an keiner Stelle des Meeres 
öl abzulassen und die Ölrückstände an Bord zu 
behalten, um sie erst ln den Auffanganlagen der 
Ölladehäfen abzugeben. 

In der Resolution 5 werden die Staaten, die für den 
Betrieb internationaler Seekanäle zuständig sind, 
aufgefordert, die mit Wasser vermischten Ölrück- 
stände, welche die Tanker nach Artikel III Abs. c 
neuer Fassung an Bord behalten, bei der Berechnung 
der Kanalgebühren wie Ballast zu behandeln. 

Resolution 6 weist auf die Dringlichkeit der Auf- 
fanganlagen in Ölladehäfen hin; sie weist ferner die 
IMCO an, über die insoweit erzielten Fortschritte 
jährlich Informationen einzuholen und zu ver- 
breiten. 

Die Resolution 7 steht in engem Zusammenhang mit 
dem neugefaßten Artikel III Abs. b, nachdem Nicht- 
tanker neubeitretender Staaten erst 3 Jahre, nach- 
dem das Übereinkommen für den betreffenden Staat 
in Kraft getreten ist, an die Beachtung der Verbots- 
zonen gebunden sind. Die Resolution legt den neuen 
Vertragsstaaten dringend nahe, durch geeignete 
Schritte sichefzustellen, daß ihre Nichttanker die 
Verbotszonen so bald wie möglich beachten, obgleich 
eine internationale Verpflichtung zunächst noch nicht 
besteht. 

Nach Resolution 8 sollen die Vertragsstaaten die 
Entwicklung von ausreichenden Ölwasserseparato- 
ren fördern, dafür geeignete Richtlinien aufstellen 
und der IMCO als Grundlage für weitere Studien 
über die Fortschritte berichten. 

Nach Resolution 9 sollen sich die Regierungen der 
Vertragsstaaten dafür einsetzen, daß in Häfen, die 
keine größeren Auffanganlagen besitzen, wenigstens 
Rückstände von gebrauchtem Maschinenschmieröl 
abgenommen werden können. 


Nach Resolution 10 soll bei der Abgabe von Dieselöl 
an die Seeschiffe eine Bescheinigung ausgehändigt 
werden, aus der die' Schiffsführung entnehmen kann, 
ob das gelieferte öl als schweres Dieselöl im Sinne 
des Übereinkommens anzusehen ist und damit unter 
das Ablaßverbot des Übereinkommens fällt oder 
nicht. 

Die Resolution 11 empfiehlt, an die Schiffe und an 
alle Stellen, die öl von Schiffen befördern, gedruckte 
Anleitungen auszuhändigen, die nähere Auskunft 
über die Möglichkeiten der Verhütung der Ver- 
schmutzung der See durch öl geben. Die Regierun- 
gen sollen auch dafür Sorge tragen, daß diese Maß- 
nahmen Gegenstand der Prüfungen für den Erwerb 
von Befähigungszeugnissen werden. 

Die Resolution 12 stellt die wichtigsten Forschungs- 
aufgaben zusammen, um deren Förderung alle Staa- 
ten bemüht sein sollen. Es handelt sich um 

a) die Entwicklung eines einfachen, wirksamen und 
widerstandsfähigen Ölwasserseparators, 

b) die Entwicklung von Methoden, welche die Öl- 
verschmutzung der See auf andere Weise ver- 
hindern, 

c) die Entwicklung von Methoden zur Beseitigung 
von öl, das die Oberfläche der See verschmutzt, 

d) die Entwicklung von Methoden, die es gestatten,, 
den Ölgehalt abgelassener Ölwassergemische 
festzustellen, 

e) die Einflüsse von öl auf die Flora und Fauna des 
Meeres und die Bedeutung von Kleinlebewesen 
für den Abbau solcher öle. 

über die Fortschritte derartiger Forschungen soll der 
IMCO jährlich berichtet werden. 

Die Resolution 13 beauftragt die IMCO, sich für die 
Koordinierung der Forschungsaufgaben einzusetzen 
und hierfür einen besonderen Fachausschuß, der aus 
Experten der Vertragsstaaten bestehen soll, aufzu- 
stellen. 

Die Resolution 14 empfiehlt allen Staaten die Grün- 
dung nationaler Ausschüsse, die sich mit den Fragen 
der Verschmutzung der See durch öl befassen sol- 
len, Diese Forderung ist in der Bundesrepublik 
Deutschland bereits erfüllt. 

Die Resolution 15 beauftragt die IMCO, von Zeit zu 
Zeit zusammenfassende Berichte über den Fortschritt 
auf dem Gebiet der Verhütung der Verschmutzung 
der See durch öl zu erstatten. 
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